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Verordnung 

der Bundesregierung 


Aufhebbare Fünfte Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

A. Zielsetzung 

1 . Anpassung der Außenwirtschaftsverordnung an 

a) die durch neue EWG-Verordnungen geschaffene Rechtslage, 

b) die neue, durch die Siebente Verordnung zur Änderung der 
Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die Statistik 
des grenzüberschreitenden Warenverkehrs geschaffene Rechts- 
lage, 

c) datenschutzrechtliche Erfordernisse; 

2. Verwaitungsvereinfachung durch 

a) Erweiterung der Freigrenzen für die genehmigungsfreie Ausfuhr 
und die Abgabe von Einfuhrkontrollmeldungen, 

b) Verzicht auf einzelne Elemente der Kapitalverkehrsmeldungen 
sowie Anpassung an das Bilanzrichtlinien-Gesetz; 

3. Erschwerung 

a) des illegalen Transfers von Technologie, 

b) antragswidriger Verwendung internationaler Einfuhrbescheini- 
gungen. 

B. Lösung 

Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 5. Oktober 1989 — 121 (421) — 651 09 — Au 118/89. 
Die Verordnung wurde am 29. September 1989 im Bundesgesetzblatt I Nr. 45 verkündet. 
Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 
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Fünfte Verordnung 

zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 
Vom 20. September 1989 


Auf Grund des § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 in Verbindung 
mit § 2 Abs. 1 , der §§ 5 und 7 Abs. 1 , des § 8 Abs. 1 , des 
§ 10 Abs. 5 sowie der §§11 und 26 Abs. 1 bis 3 des 
Außenwirtschaftsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 7400*1 , veröffentlichten berei- 
nigten Fassung, von denen § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 und 
§26 Abs. 1 durch das Gesetz vom 6. Oktober 1980 
(BGBl. I S. 1905) und § 26 Abs. 2 durch das Gesetz vom 
29. März 1976 (BGBl. I S. 869) neu gefaßt worden sind, 
verordnet die Bundesregierung und 

auf Grund des § 27 Abs. 1 und 2 in Verbindung mit § 2 
Abs. 1 und § 5 verordnet der Bundesminister für Wirtschaft 
im Einvernehmen mit den Bundesministem des Auswärti- 
gen und der Finanzen: 

Artikel 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung vom 18. Dezember 
1986 (BGBl. I S. 2671), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung vom 21. Juni 1989 (BGBl. I S. 1134), wird wie folgt 
geändert: 

1 . In § 4 Abs. 1 wird das Wort „Grenzübergangswert“ 
durch die Worte „Statistische Wert“ ersetzt. 

1a. In § 5 Abs. 2 Satz 2 wird zwischen dem Wort „Num- 
mern“ und der Angabe „1517 a“ die Angabe „1461 ,“ 
eingefügt. 

2. In § 5a Abs. 1 wird die Angabe „Abschnitt D“ durch 
die Angabe „Abschnitte D und E“ ersetzt. 

3. In § 6 wird der Absatz 2 aufgehoben. 

4. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Klammer- 
zusatz „(zollamtliche Behandlung der Ausfuhr- 
sendung)“ die Worte „und zur Durchführung der 
Ausfuhrüberwachung“ eingefügt. 

b) In Absatz 3 vrird das Wort „dreitausend“ durch 
das Wort „viertausend“ ersetzt. 

5. § 1 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 5 Satz 4 werden im ersten und zweiten 
Halbsatz nach dem Wort „gemeinschaftlichen“ 
jeweils die Worte „oder gemeinsamen“ eingefügt. 

b) Absatz 6 wird wie folgt gefaßt: 

„(6) Im Falle der Ausfuhr von Waren aus den 
Kapiteln 26 bis 38, 49, 72 bis 90, 93 und 98 des 
Warenverzeichnisses für die Außenhandelsstati- 
stik hat der Ausführer, der das erleichterte Verfah- 
ren nach Absatz 5 in Anspruch nimmt, die im 
Laufe eines Monats getätigten Ausfuhren bis zum 


zehnten Tag des Folgemonats zu melden. Die 
Meldungen müssen die nach den Feldern 2, 8, 1 1 , 
17a, 18, 21 , 24, 29, 31 , 33, 34, 38, 41 und 46 der 
Anlage AI erforderlichen Angaben enthalten. Die 
Form der Meldungen und die Zolldienststelle, bei 
der sie abzugeben sind, werden durch die Ober- 
finanzdirektion bestimmt. Die Oberfinanzdirektion 
kann auch bestimmen, daß Meldungen, die mit- 
tels einer Datenverarbeitungsanlage erstellt wer- 
den, auf maschinell verwertbaren Datenträgern 
oder, soweit dies beantragt wird, durch Datenfern- 
übertragung abzugeben sind.“ 

c) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7. 

6. § 1 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 wird gestrichen. 

b) Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3 und 4 
angefügt: 

„(3) Dem Antrag auf Genehmigung der Ausfuhr 
von Waren, die in Teil I Abschnitt D und E Aus- 
fuhrliste (Anlage AL) genannt sind, sind Unter- 
lagen zum Nachweis des Verbleibens der Waren 
in dem im Antrag angegebenen Bestimmungs- 
land beizufügen. 

(4) Die für die Erteilung der Ausfuhrgenehmi- 
gung zuständige Stelle kann von dem Erfordernis 
befreien, die in den Absätzen 2 und 3 bezeich- 
neten Unterlagen beizufügen, sofern hierdurch 
die in § 7 Abs. 1 des Außenwirtschaftsgesetzes 
genannten Belange nicht gefährdet werden, ins- 
besondere die internationale Zusammenarbeit bei 
der Durchführung einer gemeinsamen Ausfuhr- 
kontrolle nicht beeinträchtigt wird.“ 

7. Dem § 18 Abs. 4 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„§ 15 Abs. 6 findet Anwendung.“ 

8. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe a wird das Wort 
„fünfhundert“ durch das Wort „eintausend“ 
ersetzt. 

b) In Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe b wird das Wort 
„einhundert“ durch das Wort „zweihundert“ 
ersetzt. 

c) Absatz 1 Nr. 1 1 wird wie folgt gefaßt: 

„11. Gegenstände, die gebietsansässige Luft- 
fahrtuntemehmen zur Ausbesserung ihrer 
Luftfahrzeuge oder solcher, die einem Luft- 
fahrtuntemehmen mit Sitz in einem Mit- 
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gliedstaat der Organisation für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit und Entwicklung 
gehören, oder sonst der Durchführung des 
Flugverkehrs dienen, ausführen;“. 

d) Nach Absatz 1 Nr. 18 wird folgende Nummer 18a 
eingefügt: 

„18a. Gebrauchte Waren, die zum Zwecke der 
Wartung oder Ausbesserung in das Wirt- 
schaftsgebiet eingeführt worden sind und 
ohne Änderung der ursprünglichen Lei- 
stungsmerkmale wieder in das Versen- 
dungsland ausgeführt werden; dies gilt bei 
Waren des Teils I der Ausfuhrliste nur, 
wenn das Versendungsland ein Mitglied- 
staat der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung ist und 
die Wartung oder Ausbesserung entweder 
Jagd- oder Sportwaffen betrifft oder Waren 
des Abschnitts C betrifft und unter zollamt- 
licher Überwachung stattfindet sowie der 
Wert der wieder ausgeführten Ware zwan- 
zigtausend Deutsche Mark nicht über- 
steigt;“. 

e) Nach Absatz 1 Nr. 20 wird folgende Nummer 20a 
eingefügt: 

„20a. Hausmüll;“. 

f) In Absatz 1 Nr. 28 werden die Worte „internatio- 
nalen Zollpassierscheinheften“ durch die Worte 
„Carnets A.T.A.“ ersetzt. 

g) Absatz 1 Nr. 30 wird wie folgt gefaßt: 

„30. Waren, die zur ersten Hilfe in Katastro- 
phenfällen oder als Spenden in Notlagen 
ausgeführt werden;“. 

h) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Absatz 1 Nr. 1 bis 3. 6. 17, 18. 19, 20, 22, 26 
bis 28, 31 , 32, 38, 39 und 41 Buchstabe b findet 
keine Anwendung auf die in § 5 Abs. 1 und § 5a 
Abs. 1 genannten Waren einschließlich der dort 
genannten Unterlagen; bei der Ausfuhr der Unter- 
lagen bedarf es keiner zollamtlichen Behandlung 
nach § 9. Absatz 1 Nr. 41 Buchstabe b findet auf 
die in § 5 Abs. 1 und § 5a Abs. 1 genannten 
Waren und Unterlagen jedoch Anwendung, wenn 
sie im Anschluß an den vorübergehenden 
Gebrauch nach der Verordnung (EWG) Nr. 3/84 
des Rates vom 19. Dezember 1983 (ABI. EG 
1984 Nr. L 2 S. 1) in der jeweils geltenden Fas- 
sung oder im Anschluß an die vorübergehende 
Zollgutverwendung auf Grund eines Carnets 
A.T.A., das in einem Mitgliedstaat der Europäi- 
schen Gemeinschaften ausgestellt ist, wieder in 
einen Mitgtiedstaat der Europäischen Gemein- 
schaften ausgeführt werden.“ 

9 § 20c Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Ausfuhr der in Teil li Spalte 3 der Ausfuhrliste 
(Anlage AL) mit K gekennzeichneten Waren (Kaffee, 
Auszüge, Essenzen und Konzentrate aus Kaffee der 
Nummern 0901 1 1 000 bis 0901 22 000 und 
2101 10 1 10 bis 2101 10 190 des Warenverzeichnis- 
ses für die Außenhandelsstatistik) bedarf in Quoten- 
zeiten der Genehmigung.“ 


10. § 20d wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird die Jahreszahl „1980“ 
durch „1986“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird der Klammerinhalt wie 
folgt gefaßt: „Beilage zum BAnz. Nr. 70 vom 
14. April 1988“. 

11. § 20e Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird vor dem Wort „Stahl“ das Wort 
„legiertem“ eingefügt. 

b) Die Warennummer „7204 50 900“ wird durch 
„7204 50 100“ ersetzt. 

12. In § 22 Abs. 2 Nr. 3 werden nach den Angaben 
„Eisenerzen und ihren Konzentraten sowie Schwe- 
feikiesabbränden (Warennummem 2601 11 000 bis 
2601 20 000),“ die Angaben „NE-metallurgischen 
Erzen (Warennummern 2602 00 000 bis 
261 7 90 000),“ eingefügt. 

13. § 27 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden das Wort „einhundert“ 
durch das Wort „zweihundert“ und das Wort 
„fünfhundert“ durch das Wort „eintausend“ 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Saatgut“ durch 
die Worte „Saat- und RIanzgut“ ersetzt. 

c) In Absatz 3 wird Satz 3 durch die beiden folgen- 
den Sätze ersetzt: 

„Für die in Kapitel 85 und 90 der Einfuhrliste in 
Spalte 5 mit den Buchstaben „EKM“ gekenn- 
zeichneten Waren bedarf es keiner Ausfüllung der 
Felder 20, 25, 37, 44 und 46 in den Vordrucken 
der Einfuhrkontrollmeldung. Für diese Waren ist 
die Einfuhrkontrollmeldung auf einem gesonder- 
ten Vordruck abzugeben; die Zusammenfassung 
mit anderen Waren Ist nicht statthaft.“ 

14. In § 29 Abs. 2 werden die Sätze 3 und 4 durch 
folgenden Satz ersetzt: 

„Ist das Versendungsland nicht das Ursprungsland, 
so genügt die Vorlage eines Ursprungszeugnisses 
einer berechtigten Stelle des Versendungslandes.“ 

15. In § 29 b Abs. 3 wird Satz 2 durch die beiden folgen- 
den Sätze ersetzt: 

„Gibt der Antragsteller die Einfuhrabsicht auf, so hat 
er dies unverzüglich dem Bundesamt für Wirtschaft 
anzuzeigen und ihm unverzüglich die Bescheinigung 
zurückzugeben oder über ihren Verbleib Mitteilung 
zu machen. Will er die Ware in ein anderes Land 
verbringen, so hat er, bevor die Ware das Versen- 
dungsland verläßt, vom Bundesamt eine neue Be- 
scheinigung zu erwirken, die dieses andere Land 
nennt.“ 

16. § 32 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
a) Nummer 22a wird wie folgt gefaßt: 

„22 a. Waren mit Ursprung in der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft, die als Verede- 
lungserzeugnisse nach zollrechtlicher pas- 
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slver Veredelung eingeführt werden; 
andere Veredelungserzeugnisse nach zoll- 
rechtlicher passiver Veredelung, die nach 
Ausbesserung, im Verfahren des Stan- 
dardaustausches oder nach Durchführung 
ergänzender Veredelungsvorgänge ge- 
mäß Artikel 22 der VO (EWG) Nr. 1999/85 
des Rates über den aktiven Veredelungs- 
verkehr vom 16. Juli 1985 (ABI. EG Nr. L 
188 S. 1) in der jeweils geltenden Fassung 
eingeführt werden;“. 


24. § 45 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Weitergabe von nicht allgemein zugäng- 
lichen Kenntnissen über die Fertigung der In § 5 
Abs. 1 Satz 1 und § 5a Abs. 1 genannten Waren und 
über die In § 5 Abs. 1 Satz 2 genannten Technolo- 
gien, technischen Daten und technischen Verfahren 
sowie die Weitergabe von in § 5 Abs. 1 Satz 1 
erfaßten, nicht allgemein zugänglichen Datenverar- 
beitungsprogrammen (Software) an Gebietsfremde, 
die in einem Land ansässig sind, das nicht Mitglied 
der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung ist, bedarf der Genehmigung. Ais 
Gebietsfremde im Sinne des Satzes 1 sind auch 
solche natürlichen Personen anzusehen, deren 
Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt Im Wirt- 
schaftsgebiet im Zeitpunkt der Weitergabe auf höch- 
stens fünf Jahre befristet ist.“ 


b) Nach Nummer 23 wird folgende Nummer 23 a 
eingefügt: 

„23a. Hausmüll;“. 

c) Nummer 33 Buchstabe b wird wie folgt gefaßt: 

„b) Kapitel I der Verordnung (EWG) Nr. 918/83 
des Rates vom 28. März 1983 über das 
gemeinschaftliche System der Zollbefreiun- 
gen (ABI. EG Nr. L 105 S. 1) in der jeweils 
geltenden Fassung“. 

17. § 33 Abs. 3 wird gestrichen. 

18. Die §§ 33a und 33b werden gestrichen. 

19. § 35b Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Bei der Einfuhr von Kaffee (Warennummern 
0901 1 1 000 bis 0901 22 000 der Einfuhrliste) und 
von Auszügen, Essenzen und Konzentraten aus Kaf- 
fee (Warennummem 2101 10 110 bis 2101 10 190) 
ist in Quotenzeiten der Zolistelle mit dem Antrag auf 
Einfuhrabfertigung ein Ursprungs-, Wiederausfuhr-, 
Weiterversand- oder Transitzeugnis (Kaffeezeugnis) 
nach Absatz 3 vorzulegen.“ 

20. § 35 c wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird die Jahreszahl „1980“ 
durch „1986“ ersetzt. 

b) In Absatz 1 Satz 1 werden der Beistrich nach dem 
Wort „Nichtmitgliedland“ durch das Wort „oder“ 
ersetzt und die Worte „oder Freistellungszeugnis“ 
gestrichen. 

21. § 38 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 wird vor dem Wort „Stahl“ das Wort 
„legiertem“ eingefügt. 

b) Nach Nummer 5 werden die Worte „der Num- 
mern“ durch „der Warennummem“, die Waren- 
nummer „7204 50 900“ durch „7204 50 100“ und 
die Warennummer „7404 00 900“ durch 
„7404 00 990“ ersetzt. 

22. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „beglaubigte“ 
gestrichen. 

b) In Absatz 3 wird das Wort „beglaubigten“ ge- 
strichen. 

23. § 40 Abs. 2 wird aufgehoben. 


25. Die §§ 55 und 56 werden wie folgt gefaßt: 

„§ 55 

Vermögensanlagen Gebietsansässiger 
in fremden Wirtschaftsgebieten 

(1) Gebietsansässige haben Leistungen, die sie 

1 . an Gebietsfremde oder für deren Rechnung an 
Gebietsansässige erbringen und welche die 
Anlage von Vermögen In fremden Wirtschafts- 
gebieten zur Schaffung dauerhafter Wirtschafts- 
verbindungen (Direktinvestitionen) bezwecken, 
oder 

2. von Gebietsfremden oder für deren Rechnung 
von Gebietsansässigen entgegennehmen und 
welche die Auflösung von Vermögen im Sinne 
von Nummer 1 zur Folge haben, 

nach § 56 zu melden, wenn sie in folgenden Formen 

vollzogen werden: 

a) Gründung oder Erwerb sowie Auflösung oder Ver- 
äußerung von Unternehmen, 

b) Enverb oder Veräußerung von Beteiligungen an 
Unternehmen, 

c) Errichtung oder Erwerb sowie Aufhebung oder 
Veräußerung von Zweigniederlassungen oder 
Betriebsstätten, 

d) Zuführung von Kapital zu Unternehmen, Zweig- 
niederlassungen oder Betriebsstätten, die dem 
gebietsansässigen Kapitalgeber gehören oder an 
denen er beteiligt Ist, sowie Rückführung von 
solchem Kapital, 

e) Gewährung von Krediten an Unternehmen, 
Zweigniederlassungen oder Betriebsstätten, die 
dem gebietsansässigen Kreditgeber oder einem 
von ihm abhängigen Unternehmen gehören oder 
an denen der gebietsansässige Kreditgeber oder 
ein von ihm abhängiges Unternehmen beteiligt ist, 
sowie Rückführung solcher Kredite. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf 

1 , Leistungen, die im Einzelfall den Wert von fünfzig- 
tausend Deutsche Mark oder den Gegenwert in 
ausländischer Währung nicht übersteigen, 
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2. Leistungen, die sich auf die Anlage oder Auflö- 
sung von Vermögen in Unternehmen beziehen, 
an denen der Gebietsansässige oder ein von ihm 
abhängiges Unternehmen mit nicht mehr als 20 
vom Hundert der Anteile beteiligt ist; das gilt auch 
für den En^^erb einer Beteiligung, sofern der 
Gebietsansässige nach dem Erwerb mit nicht 
mehr als 20 vom Hundert der Anteile an dem 
Unternehmen beteiligt ist, und für die Veräuße- 
rung einer Beteiligung, sofern der Gebietsansäs- 
sige vor der Veräußerung mit nicht mehr als 20 
vom Hundert der Anteile an dem Unternehmen 
beteiligt war, 

3. Leistungen, die die Gewährung oder Rückführung 
von Krediten mit einer ursprünglich vereinbarten 
Laufzeit oder Kündigungsfrist von nicht mehr als 
zwölf Monaten zum Gegenstand haben, 

4. Leistungen von Geldinstituten oder an Geldinsti- 
tute in der Form der Kreditgewährung oder Kredit- 
rückführung (einschließlich der Begründung oder 
Rückführung von Guthaben). 

(3) Die Meldevorschriften der §§ 59 bis 69 bleiben 
unberührt. 

§56 

Abgabe der Meldungen nach § 55 

(1) Meldepflichtig ist der Gebietsansässige, der die 
Leistung in den Fällen des § 55 Abs. 1 erbringt oder 
entgegennimmt. 

(2) Die Meldungen sind bis zum fünften Tage des 
auf den meldepflichtigen Vorgang folgenden Monats 
der Deutschen Bundesbank auf dem Vordruck „Ver- 
mögensanlagen Gebietsansässiger in fremden Wirt- 
schaftsgebieten“ (Anlage K 1) in vierfacher Ausferti- 
gung zu erstatten. Sie sind bei der Landeszentral- 
bank abzugeben, in deren Bereich der Meldepflich- 
tige ansässig ist. Die Deutsche Bundesbank über- 
sendet je eine Ausfertigung der Meldungen dem Bun- 
desminister für Wirtschaft, dem Auswärtigen Amt und 
der örtlich zuständigen obersten Landesbehörde für 
Wirtschaft.“ 

26. In § 56a Abs. 1 Nr. 1 und 2 werden die Worte 
„mindestens fünfundzwanzig“ jeweils durch die 
Worte „mehr als zwanzig“ ersetzt. 

27. Die §§ 57 und 58 werden wie folgt gefaßt: 

..§ 57 

Vermögensanlagen Gebietsfremder 
im Wirtschaftsgebiet 

(1) Gebietsansässige haben Leistungen, die sie 

1. von Gebietsfremden oder für deren Rechnung 
von Gebietsansässigen entgegennehmen und 
welche die Anlage von Vermögen im Wirtschafts- 
gebiet zur Schaffung dauerhafter Wirtschaftsver- 
bindungen (Direktinvestitionen) bezwecken oder 

2. an Gebietsfremde oder für deren Rechnung an 
Gebietsansässige erbringen und welche die Auf- 
lösung von Vermögen im Sinne von Nummer 1 
zur Folge haben. 


nach § 58 zu melden, wenn sie in folgenden Formen 

vollzogen werden: 

a) Gründung oder EnA^erb sowie Auflösung oder Ver- 
äußerung von Unternehmen, 

b) EnA^erb oder Veräußerung von Beteiligungen an 
Unternehmen, 

c) Errichtung oder Erwerb sowie Aufhebung oder 
Veräußerung von Zweigniederlassungen oder 
Betriebsstätten, 

d) Zuführung von Kapital zu Unternehmen, Zweig- 
niederlassungen oder Betriebsstätten, die dem 
gebietsfremden Kapitalgeber gehören oder an 
denen er beteiligt ist, sowie Rückführung von 
solchem Kapital, 

e) Gewährung von Krediten an Unternehmen, 
Zweigniederlassungen oder Betriebsstätten, die 
dem gebietsfremden Kreditgeber oder einem von 
ihm abhängigen Unternehmen gehören oder an 
denen der gebietsfremde Kreditgeber oder ein 
von ihm abhängiges Unternehmen beteiligt ist, 
sowie Rückführung solcher Kredite. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf 

1 . Leistungen, die im Einzelfall den Wert von fünfzig- 
tausend Deutsche Mark oder den Gegenwert in 
ausländischer Währung nicht übersteigen, 

2. Leistungen, die sich auf die Anlage oder Auf- 
lösung von Vermögen In Unternehmen beziehen, 
an denen der Gebietsfremde oder ein von ihm 
abhängiges Unternehmen mit nicht mehr als 20 
vom Hundert der Anteile beteiligt ist; das gilt auch 
für den En/verb einer Beteiligung, sofern der 
Gebietsfremde nach dem Erwerb mit nicht mehr 
als 20 vom Hundert der Anteile an dem Unterneh- 
men beteiligt ist, und für die Veräußerung einer 
Beteiligung, sofern der Gebietsfremde vor der 
Veräußerung mit nicht mehr als 20 vom Hundert 
der Anteile an dem Unternehmen beteiligt war, 

3. Leistungen, die die Gewährung oder Rückführung 
von Krediten mit einer ursprünglich vereinbarten 
Laufzeit oder Kündigungsfrist von nicht mehr als 
zwölf Monaten zum Gegenstand haben, 

4. Leistungen von Geldinstituten oder an Geldinsti- 
tute in der Form der Kreditgewährung oder Kredit- 
rückführung (einschließlich der Begründung oder 
Rückführung von Guthaben). 

(3) Die Meldevorschriften der §§ 59 bis 69 bleiben 

unberührt. 

§58 

Abgabe der Meldungen nach § 57 

(1) Meldepflichtig ist der Gebietsansässige, der die Lei- 
stung in den Fällen des § 57 Abs. 1 entgegennimmt oder 
erbringt. 

(2) Die Meldungen sind bis zum fünften Tage des auf 
den meldepflichtigen Vorgang folgenden Monats der Deut- 
schen Bundesbank auf dem Vordruck „Vermögensanla- 
gen Gebietsfremder im Wirtschaftsgebiet“ (Anlage K 2) In 
vierfacher Ausfertigung zu erstatten. Im übrigen gilt § 56 
Abs. 2 entsprechend.“ 
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28. In § 58a Abs. 1 Nr. 1 und 2 werden die Worte 
„mindestens fünfundzwanzig“ jeweils durch die 
Worte „mehr als zwanzig“ ersetzt. 

29. In § 67 Satz 2 werden die Worte „oder der von dieser 
bestimmten Stelle“ gestrichen. 

30. § 70 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 werden die Worte „oder Abs. 2 
Satz 1“ gestrichen. 

b) In Absatz 4 Nr. 3 Buchstabe a wird nach der 
Angabe „§ 9 Abs. 1 Nr. 2,“ die Angabe „§ 11 
Abs. 3 Satz 1,“ eingefügt. 

c) Absatz 4 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. als Ausführer, Versender oder Dritter entge- 
gen § 1 1 Abs. 4, auch in Verbindung mit § 13 
Abs. 1 Satz 2 oder Abs. 3 Satz 2, eine Aus- 
fuhrsendung von dem angegebenen Ort ent- 
fernt,“. 

d) Absatz 4 Nr. 1 5 Buchstabe b wird wie folgt gefaßt: 

„b) entgegen § 29 b Abs. 3, auch In Verbindung 
mit § 43 a Satz 2, eine Einfuhr nicht oder nicht 
rechtzeitig nachweist, eine Anzeige nicht 
oder nicht rechtzeitig erstattet, eine Beschei- 
nigung nicht oder nicht rechtzeitig zurückgibt, 
eine Mitteilung nicht oder nicht rechtzeitig 
macht oder eine neue Bescheinigung nicht 
oder nicht rechtzeitig erwirkt,“. 

e) In Absatz 4 Nr. 17 wird nach dem Wort „entge- 
gen“ die Angabe „§ 15 Abs. 6,“ eingefügt. 

31 . Die Länderliste D (Anlage L) wird wie folgt geändert: 

a) Vor der Länderangabe „Belgien“ wird das Wort 
„Australien“ und neben diesem die Angabe 

„Department of Foreign Affairs and Trade 
Economic and Trade Development Division 
Canberra A.C.T. 2600“ 

eingefügt. 

b) Neben der Länderangabe „Dänemark“ wird die 
Angabe der ausstetlenden Behörde wie folgt 
gefaßt: 

„Industri- & Handelstyrelsen 
Tagensve] 135 
220 Kobnhavn N 
Tel.: 8510 66“. 

c) Neben der Länderangabe „Großbritannien und 
Nordirland“ wird die Angabe der ausstellenden 
Behörde wie folgt gefaßt: 

„Department of Trade and Industry 
Export Licensing Unit, 

Kingsgate House, 

68-74 Victoria Street 
LONDON SW 1 E 6 SW 
Tel.: 01 215 78 77 
Telex: 88 1 1 074“. 


d) Neben der Länderangabe „Portugal“ wird die 
Angabe der ausstellenden Behörde wie folgt 
gefaßt: 

„Ministerio do Comercio e Tourismo 
Av. de Repüblica 79 
1000 Lisboa“. 

e) Neben der Länderangabe „Spanien“ wird die 
Angabe der ausstellenden Behörde wie folgt 
gefaßt: 

„Ministerio de Economia y Hacienda Direciön 
General de Transacciones Exteriores“. 

f) Neben der Länderangabe „Vereinigte Staaten 
von Amerika“ wird nach der Angabe „Washington 
D.C. 20230“ die Angabe „Phone 202-377-3808“ 
eingefügt. 

32. Die Länderlisten G 1 und G 2 (Anlage L) werden wie 
folgt geändert: 

Das Wort „Birma“ wird jeweils gestrichen und nach 
dem Wort „Uganda“ werden jeweils die Worte 
„Union Myanmar“ eingefügt. 

33. Die Anlagen 

a) AI, A3 und A ErgBI, 

b) E6 Rückseite, K3 und K4, 

c) Kl, K2, Z11 und LV 

erhalten die Fassung der Anlagen zu dieser Verord- 
nung. 

34. Bei Anlage El wird in Feld 18 folgende Erklärung 
eingedruckt: 

„Mit einer Speicherung der Zollnummer und der 
dazugehörigen Adreßdaten und ihrer Weitergabe an 
Dienststellen der Zollverwaltung bin ich einverstan- 
den.“ 

35. Anlage E3a wird wie folgt geändert: 

a) In Feld 21 wird folgende Erklärung eingedruckt: 

„Mit einer Speicherung der Zollnummer und der 
dazugehörigen Adreßdaten und ihrer Weitergabe 
an Dienststellen der Zollverwaltung bin ich einver- 
standen.“ 

b) In der rechtsseitig angeordneten Rubrik „Einfuhr“ 
wird in der zweiten Zeile der Klammerzusatz 
„(§ 33b AWV)“, in der dritten Zeile der Klammer- 
satz „(§ 33 Abs. 3 AWV)“ und in der vierten Zeile 
der Klammerzusatz „(§ 33a AWV)“ gestrichen. 


Artikel 2 

Die in den bisherigen Anlagen AI, A3 und A ErgBI. zur 
Außenwirtschaftsverordnung genannten Vordrucke kön- 
nen in der bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung gültigen 
Form noch bis zum 31. Dezember 1991 verwendet wer- 
den. Bei der Ausfuhr von Waren der in Artikel 1 Nr. 5 
Buchstabe b (§ 15 Abs. 6 neu) bezeichneten Kapitel gilt 
dies vom 1 . April 1 990 ab jedoch nur, wenn der Zollstelle 
ein Mehrstück der Ausfuhrerklärung vorgelegt wird. 
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Artikel 3 

Der Bundesminister für Wirtschaft kann den Wortlaut der 
Außenwirtschaftsverordnung in der ab 1. April 1990 gel- 
tenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 


Artikel 4 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überiei- 
tungsgesetzes in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des Außen- 
wirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin. 


Artikel 5 

(1) Diese Verordnung tritt, soweit nicht in den Absätzen 
2 und 3 etwas anderes bestimmt ist, am 30. September 

1989 in Kraft. 

(2) Artikel 1 Nr. 25, Nr. 27 und Nr. 33 Buchstabe c tritt 
am 1. Januar 1990 in Kraft. 

(3) Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a, Nr. 5 Buchstabe b, Nr. 7, 
Nr. 30 Buchstabe e und Nr. 33 Buchstabe a tritt am 1 . April 

1990 in Kraft. 


Bonn, den 20. September 1989 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Genscher 


Der Bundesminister für Wirtschaft 
H. Haussmann 
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Ausfuhreridaning 


C ABGANGSZOLLSTELLE 


xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 


xxxxxxxxxxx xxxxxxxxxxx xxxxxxxxxxx xxxxxxxxxxx xxxxxxxxxxx xxxxxxxxxxx 


52 Sicheftieit Code 51 BestimmungszoitsteUe (und Land) 

nicht gültig fii^XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX IXX XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 


1 PRÜFUNG DURCH DIE ABGANGSZOaSTEUE Stempel 54 Ort und Datum 

Ergebnis: 

Angebrachte Verschlüsse: Anzahl Unterschritt und Name des Anmelders/Vertreters: 

Zeichen; 

Frist (letzter Tag): 

Unterschrift: 
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k VERSENDUNGS /AUSFUHRZOLLSTELLE 



2 Versender/Aushz/rrer 
□ 

■ Nr. 

0 Empfänger 

Nr. 

14 Anmelder/Veitreter 

Nr. 



4 Ladelisten 

xxxxx 


5 Positionen 6 Packst insQesamt 7 Benigsnummer 

xxxxxxx 


9 Verantuvoitlictier tür den Zahlungsverkehr Nr. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 


13 G. L P 

xxxxx 



19 Versendung$ Mus/u/v/and 

xxxxxxxxxxxxxxxxx 


16 Ursprungsland 


17 Bestimmungsland 


16 Kennzeichen und Staatszugehörigkeit des Beförderungsmittels beim Abgang 19Ctr. 20 Lieferbedingung 

I I 


21 Kennzeichen und Staatszugehörigkeit des grenzüberschreitenden akbven Beförderungsmittels 

r 


27 Ladeort 




29 Ausgangszoilstelle 


30 Warenort 

XXXXXXXXXXXXXXXXX 


31 Packstücke Zeichen und Nummern - Container Nr. - Anzahl und Art 
und Waren- 
bezeich- 
nung 





39 Rohmasse (kg) 


30 Eigenmasse (kg) 39 Kontingent 

XXXXX 


40 Summarische Anmeldung/Vorpapier 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 


41 Besondere Maßeinheit 


44 Besondere 
Vermerke/ 


Unteitagen/ 
Bescheini- | 
gongen u.Ge- 


saniiUs 




CodeBV. 

|xxx 

I 46 Statistischer Weit 


Bemessungsgrundlage | Satz 


xxXxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 


40 Zahlungsaufschub 49 Bezeichnung des Lagers 

XXXXXXXXXXXXXXXXX 


6 ANGABEN FÜR VERBUCHUNGSZWECKE 

Durchschrift der Ausfuhrerklärung 

Au i i| i A 1 zur AWV (09) 


50 Hauptverpflichteter 


C ABGANGSZOLLSTELLE 


XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX I 


91 Voigeiuhene 
Grenzüber- 
gangsstellen 
(und Land) 


vertreten durch 
Ort und Datum; 
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Mimunif zur fWWQMBIIf hm ZHI lUISiHlill MT fOIWlICKV 

JUithilifirMiniiig/Ai if i * 


i. Verwendung der Vordrucke 

Das Exemplar 1 des Einheitspapiers ist ^usfuhrerklärung” nach den Vbrschriften des AuBenwirtschaftsrechts; 
das Exemplar 2 ist >usfuhranmeldung* für die AuBenhandelsstatistik der Bundesrepublik Deutschland. 

Zur Ausstellung dieses Papiers ist verpflichtet, wer Waren nach dem Ausland verbringt oder verbringen 
läBt (Exemplar 1 nach § B Abs. 1 AWV, Exemplar 2 nach § 23 Abs. 1 AHStatDV). 

Das Exemplar 1 wird im Falle der Ausfuhr von den in § 15 Abs. 6 AWV nach dem Warenverzeichnis für 
die AuBenhandelsstatistik bezeichneten Waren von den zuständigen Zolldienststellen erfaBt und für Zwecke 
der Ausfuhrüberwachung ausgewertet Das Exemplar 2 wird von der zuständigen Anmeldestelle nach 
Bestätigung der Ausfuhr dem Statistischen Bundesamt übersandt. Das Exemplar 3 ist die nach den Vor- 
schriften des AuBenwirtschaftsrechts vorgesehene Durchschrift der Ausfuhrerklärung. Die Eintragungen 
im Exemplar 1 müssen mit den Eintragungen im Exemplar 3 übereinstimmen. 


il. Ausfüllen der Vordrucke 

Die Vordrucke dürfen nur Waren umfassen, die von einem Ausführer/Ausstellungspflichtigen nach einem 
Bestimmungsland und an einen Empfänger > bei Verwendung des Vordrucks EU und EX auch für ein 
Kandelsland (Käuferland) - gleichzeitig mit demselben Beförderungsmittel über eine Anmeldestelle 
ausgehen. 


Die einzelnen Bemerkungen zum Ausfüllen der Vordrucke sind in Titel II des Merkblatts zum Einheits- 
papier (Vordruck 0781, abgedruckt in der Vorschriftensammlung Bundesfinanzverwaltung - VSF Z 3455) 
enthalten. Die mit einer durchgehenden x-linie gekennzeichneten Felder brauchen nicht ausgefülltzu werden. 
Bei Sendungen im Wert bis zu 4000 DM brauchen auch die Felder 1 1, 20, 28 und 29 nicht ausgefüllt zu werden. 

Gehören zu einer ,^usfuhrerklärung/Ausfuhranmeldung* mehrere Warenpositionen, so sind Ergänzungs- 
blätter (Anlage A ErgBI. zur AWV[89|/Anlage zu Muster 4e AHStat[69|) zu verwenden. Diese sind im Vor- 
druckkopf mit der Nummer der „Ausfuhrerklärung/Ausfuhranmeldung' zu versehen. 

Die Hinweise nach § 9 Abs. 2 Bundesdatenschutzgesetz und nach dem Gesetz über die Statistik für 
Bundeszwecke sind dem Titel I Abschnitt D des Merkblatts zum Elnheitspapier zu entnehmen. 
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51 Vorgesehene vertrelei 

^^ngSen 2llü!!I^ 

XXj^XX>^X>a^ XXXXXXXXXXX | XXXXXXXXXXX I XXXXXXXXXXX I XXXXXXXXXXX I xxxxxxxxxxx 


52 Sicherheit M ^ Code 53 Beshmmungszoilstefle (uni) Land) 

nicht gültig furXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX | XX XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 


D PRUFUNyiURCH DIE ABGAI^ZOLLSTELLE Stempel 54 Ort und Datum 

Ergebraf " 

Angebrachte Verschiüsse^nzahl : Unterschrift und Name des Anmelders/Vertreters . 

y / Zeichen: X 

Frist (letzter Tag); ^ 

Unterschrift: # 
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EUROPÄISCHE BEMEIIiSCHAiT VAEMr. 000000 


2 \lsisan6alAusfühmr Nr. 

□ 


IMlIIIMIV 


nyyjy 

nymy 


4 Ladelisten 
XXXXX 


xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 


14 Amnelder/Veftfotef 


k VERSENDUNGS-/AUSFUHRZOLLSTELLE 


/ 


• Packst insgesamt 

xxxxxxx 




7 BuygsnMMiwr 

xxxxxxxxxxxXxxxxxxxxx 


• ItootwillicImläilenZaMwgsvtikah Nr. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 


7 

XXXX*0<tX>^ 

z 


XX^XXl 




xxxxx 


|18 EislBsBesL | 

In Handels- \ 


13 6. L P 


ESSSnkMl 


xxxxx 


xxxxxxxxxxxxxxx\ 


IS Ulspiungsland 


Z 


xyx|b,xx 


17 Bestimm.L.Code 
XXX |b,XX 


18 Kenn 2 eictien und Staatsnigehörigkeit des Befördeningsmittels beim Abgang 

1 


ISCtr. 


21 Kennzeichen und Staatszugehongkeit des gienzüberschreitenden aktiven Beförderungsmitteis 

L_ 


20 Lieferbedingung 

xxx| xxxxxxxxxx; 


22 Währung u. in Rechn. 

xxxjxxxx; 


xxxxxxj^: 

hn ji^llter^imtbeb. 4 

>ÄX)QO<XXX 


XXXXXXXXXXXX I XX 




idBar^ngaben ^ 7" 

:^) 6 <xa ^^ x)yx: 


23 Umrechnungskurs 

xxxxxxxx 


24 Art des 

im. 


28 Verkehrszweig an 

I der Grenze 


29 Ausgangszollsteile 


26 Inländischer Ver 

XX I tohrszweig 


27 Ladeort 


30 Warenort 

xxxxxxxxxxxxxxxxx 


28 Finanz- und Bai 

XXXXX 


xxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 


XXX 


IgU 




xxxx 

'r / 

/ 


38 Rohmasse (kg) 


37 VERFAHREN 

L_ 

38 Eigenmasse (kg) 

39 Kontingent 

XXXXX 


31 Packstücke 
und Warerh 
bezeichn 


Zeichen und Nummern ■ t;ont8iner Nr. • Anzahl und Art 


/ 

/ 


Vermerke/ 

Vorgelegte 

Unterlagen/ 


gungeniiGe- 


7 


7^ 


Z 


xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 


41 Besondere MaBeinheit 


Code B.V. 
XXX 


z 


48 Statisüschef Wert 

xxxxxxxxxxxxxx 


47 Abgaben- 
berechnung 


Art 


Bemessungsgrundtage 


7 


/ zV 

XXX3|(XXXXXXXXX) cxxx^xxlwt; (XXXX> 

/ ^ / 

^ ^ y 


XXXXXXXXXXXX 


M raupwBipiMCinnBf 

xxxxxxx: 


ZA 


48 ZaMungsaufschub 

XXXXXXXXXXXXXXXXX 


49 Bezeichnung des Lagers 


I ANGABEN FÜR VERBUCHUNGSZWECKE 

DurchscMfl der Versand-Ausfuhrerldäning 

MofiAlwAWVCSi) 


51 Vorgssehm 


/ ❖ / 

jrxxxj5»(xx>«x: 


C ABGANGSZOaSTEUE 


XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX I 


(MmlE 


(undLanO 



xxxxxxxxxxx 

xxxxxxxxxxx 

xxxxxxxxxxx 


xxxxxxxxxxx xxxxxxxxxxx 


92 Sicherheit 

nicht gültig liir/xXjgj^XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 


PRUFU^URCH^A 


1 PRÜFI 
El 

Angebrachte VbrsgMüsseyAnzaN 
J Zeichen: X 

^mist (letzter Tag): ^ 


XXX 

ÄN^ 


ABGANJXZOLLSTELLE 


Stempel: 


XX 


93 BesbrnrnungszoHsleile (und Land) 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 


84 Olt und Datum: 


Unterschrift und Name des Anmetdeis/Vbrtreters: 
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Anleitung zur Verurendung und zum AusfüHen des Vdrdrueln 


Die \tefsend-Au$fuhi«tiünifl8 (Versend AE) 

~ ist zu verwenden, wenn ein Gebietsensissiger auf Verenlassung eines gefMetsansdssigen Ausführers, 
dem er zur Lieferung verpflichtet ist Wfere zur Erfüllung eines Liefervertrages des Ausführers an dessen 
getuetsfremden Abnehmer bsfert (Versender gern. § 13 Abs. 1 AWV), 

- kann 'von einem gebietsansdssigen Auaführer statt aHior Ausfuhrertdarung (Anlage A 1 zur AWV [89]) flir 
die außenwirtschaftsrechtliche Versand* und Ausfuhrabfertigung verwendet werden (§ 12 Abs. 1 AWV), 

- ist hei der Ausfuhr mit Zulieferungen zu verwenden (§ 14 AWV). 

Oes Original (Exemplar 1) wird von der AusgangszoHsteüe der für den Ausführer zuständigen Versandzoilstelle 
übersandt. Dia Durchschrift (Exemplar 3) ist für den Versender gam. § 13 MN bzw. den Ausfiihrsr bestimmt 

Der Versender gern. § 13 AWV hat dem Ausführer den Versand der Waren und die Nummer der Versand-AE 
unverzüglich mitzuteden. Der Ausführer hat innerhalb von 10 Tagen nach Aufgabe der Waran zum Versand für 
die in der Versand-AE aufgeführten Waren bei der für ihn zuständigen Versandzoilstelle eina >usfuhreitiärung/ 
Ausfuhranmeldung' (AE/AM) abzugeben. Unter bestimmtan Voraussetzungen können mehrere mit Versand-AE 
ausgefühite Sendungen in einer AE/AM zusammengefaBt werden. Auskünfte hierzu geban die Hauptzollämter. 


Eine Varsand-AE darf nur Waren umfessen, die für denselben Ausführer nech einem Bestimmungsland gleich- 
zeitig mit demselben Beförderungsmittel über dieselbe Ausgangszollsmtle in das Ausland verbracht werden. 

Der Vordruck entspricht in der Anordnung, Bezeichnung und Numerierung der Felder den Exemplaren 1 
und 3 des Einheitspapiers. Für das Ausfüllen des Vordrucks gelten die Bemerkungen in Titel II des Merk- 
blatts zum Einheitspapier (Vordruck 0781, abgedruckt in Vorschriftensammlung Bundesfinanzverwaltung • 
VSF Z 3455) entsprechend. Aus Titel II des Merkblatts zum Einhaitspapier ergaben sich auch die zugrunde- 
lie^den Rechtsvorschriften. 

Oer Vördruck ist in deutscher Sprache leserlich in dauerhafter Schrift auszufüllen. Radieren ist unzulässig. 
Änderungen sind zu bestätigen. 

Wird die VSrsand-AE zusammen mit anderen Examplaren des Einheitspapiers ausgefüHt, so können im Durch- 
schreibeverfahren alte Angaben, dia für die Exemplare des Einheitspapiers arforderlich sind, auch in die Ver- 
sand-AE aingetragen werden. Wird die VOrsand-AE flir sich eäeine verwendet, so brauchen nur die nicht mit 
einer durchgahanden x-Linie gekennzeichnetan (Unter ) Felder ausgefüllt zu werden. 

Gehören zu einer Varsand-AE mehrere Warenpositionen, so sind Ergänzungsblätter (Anlage A ErgBI. zur 
AWVI89]/Anlago zu Muster 4e AHSt8t[89|) zu verwenden. Diasa sind im Vordruckkopf mit dar Nummer der 
Versand AE zu versehen. 

Dia Hinweise nach § 9 Abs. 2 Bundesdatenschutzgesetz sind dem Titel I Abschnitt D das Merkblatts zum 
Einheitspapier zu entnahmen. 


bn Feld B ist die für den Ausführer zuständige Versandzollststie anzugaben. 

2 Nama und Anschrift des Ausführers und ggf. des Versenders gern. $ 13 AWV. 

t Anzugsban ist die laufende Nummer in Verbindung mit der Gasemtzahl der verwendeten Vordrucksätze. 
Beispiel: Werden ain Hauptblatt und zwei ErgänzungsblättBr abgegeben, so ist des Hauptblatt mit 1/3, 
das erste Erganzungsblatt mit 2/3 und das zweite Ergänzungsblatt mit 3/3 zu bezeichnen. 

S Anzugeben ist dis Anzahl dar Warenpositionen, die zu der Värsand-AE (einschlieBlich Ergänzungsblätter) 
gehören. 

14 Sind Anmelder und Versender/Ausflihrer bzw. Anmelder und Versender gern. S 13 AWV identisch, ist 
.Vsrsender/Ausführer* bzw. .VOrsander gern. § 13 AWV* anzugaben. Läßt sich dar Versender/Ausführer 
bzw. der Versender gm. § 13 AWV durch eine firmenfremde Person vertreten, so sind Name und Vorname 
bzw. Firma und vollständige Anschrift des Vertreters anzugeben. 

II Dieses Feld «st nur für Waren mit ausländischem Ursprung vorgesehen. Einzutragen Ist in diesem Falla 
das ausländische Ursprungaland. Für das ausländische Ursprungsland ist die Ländemummer nach 
dem Länderverzeichnis für die Außenhandolsstatistik im Feld Nr. 34a anzugaben. 

UmfaSt eine Versand-AE mehrere Warenpositionen verschiedenen Ursprungs, so ist im Faid Nr. 16 dar Ver- 
merk .verschiedene* und im FmdNr.31 jadarWarenpositien das jeweils zutraffende ausländische Ursprungs- 
land in Worten anzugeben; dia Ländamummer ist im Feld Nr. 34 jeder Warenposition zu vermarksn. 

Für Waren, die nicht ausländischen Ursprungs sind, ist Feld Nr. 34 b (Ursprungsbundesland) vorgesehen. 

17 Es ist stets das Land anzugaben, in dem die Waren gebraucht oder verbraucht bsarbmtet oder ver- 
arbeitet werden sollen. In den übrigen Fällen gilt als Bestimmungsland dos letzte bekannto Land, in 
des dis Wären verbracht werden soUen. Wird z. B. eine zur Ausflihr bestimmto Ware zunächst Kn 
gemeinschaftlichan/gemainsamen Versendverfahren in einen anderen Mitgliadstaat befördert um von 
dort aus in ein Drittland ausgeführt zu werden, so isl also stets das betreffende Drittland (>= Bestim- 
mungsland) anzugaben. 

II Das Kennzeichen des Befördsrungsmittals beim Abgang ist nur bei unverpackten Waren anzugeben. 
Dis Steatszugebörigkeit des Befördarungsmittels ist nicht anzugeben. 


Oie Staatszugehörigksit von Beförderungsmitteln der DDR und Berlin (Ost) wird mit Ländor-Nr. 058 
verschlüsselt 


Bei Beförderungen im Postvsrkehr, im Eisenbehnverkehr, durch festinstallierte Transporteinrichtungen (z. 
B. Rohrleitungen) oder bei eigenem Antrieb entfällt die Angabe der Steatszugebörigkeit 

Das Kennzeichen des mutmsSlichen grenzüberschreitenden aktiven Beförderungsmittels ist in der 
BundesrspuUik Oautschland nur im Falle der Verssndung/Ausfuhr in den Exemplaren Nr. 1 und 3 und 
nur bei Beförderungen im Seeverkehr anzugeben (Schitfsname). 

29 Hier ist unter Benutzung der nachfolganden Codes die Art des Verkehrszweiges entsprechend dem 
mutmaSlichon akthmn Beförderungsmittel anzugeben, mit dem dia Waren das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland verlassen. 


1 - Seeverkehr 

2 - Eisenbahnverkehr 

3 - StraBenverkehr 

4 - Luftverkehr 


5 — Postsendungen 

7 — Festinstatlierts Transporteinrichtungen *) 

8 — Binnenschiffahrt 

g - Eigener Antrieb **) 


*) z. B. Rohrleitungen 

**) Beförderungsmittel, die selbst Gegenstand eines Handelsgeschäft sind und mit eigener Kraft die 
Grenze des Erhebungs /Wirtschaftsgabietes überschreiten 

27 Oer Ladeort ist nur im Saeverkehr anzugeben (deutscher Einladehafen). 


Anzugeben ist der Ort an dem die Waren nach Kenntnis im Zeitpunkt der Ausstellung der versand-AE 
auf das beim Überschreiten der Grenze benutzte aktive Beförderungsmittel verladen werden. 

29 Als AusgangszoHstelle isl die vorgesehene Zollstelle anzugeben, über die die Waren das Wirtschafts- 
gebiet verlassen sollen. Es isl die Schlüsselnummer des Anmeldestellen verzeichnisses anzugeben. 

Bai Ausfuhr durch die Post ist die Schlüsselnummer 9950, bei Beförderungen durch Rohrleitungen 
die Bezeichnung und dia Nummer der Rohrleitung anzugeben. 

31 Einzutragan sind Zeichen und Nummem, Anzahl und Art der Packstücke oder — im Falt unverpackter 
Waren — die Anzahl der in der VOrsand-AE arfaBten Gegenstände bzw. die Angabe .lese*; die übliche 
Handelsbezaichnung der Waren ist in allen Fällen einzutragen; für dia VOrsendungsförmhchkeiten muB 
dia Bezeichnung die zum Erkennen der Waran erforderlichen Angaben enthalten; ist das Feld Nr. 33 
.Warennummer* auszufüHen, so muB diese Bezeichnung so genau sein, daß die Einreihung der Ware 
möglich isl Dieses Feld muß ferner die für etwaiga spezifischs Regelungen (Varbrsuchsteuem, Verbote 
und Beschränkungen für den Warenverkehr über die Grenze usw.) verlangtan Angaben enthalten. Werden 
die Waren in GreBbehältem (ConUinam) beförderl so ist auBerdam dis Nummer der GroBbebältor 
(Container) in diesem Feld anzugeben. Bei gebrauchten Personenkraftwagen «st auch die Fahrgestell- 
Nummer anzugeben. 


32 Anzugeben ist die Ifd. Nummer der betreffenden Warenposition im Verhältnis zu alten in dar Värsand-AE 
(einscbl. Ergänzungsblättar) enthaltenen Positionan — vgl. Feld Nr. 5 -. Bezieht sich die Anmeldung 
nur auf aine Warenposition, so ist dieses Feld nicht auszufüllen, da die Ziffer 1 im Feld Nr. 5 ange- 
geben sein imd. 


33 Anzugeben ist die Warennummer des Warenverzeichnisses für die AuBenhandelsstatistik (stimmt 
überein mit den ersten neun Stellen der Codenummer des Deutschen Gebrauchs-Zolltarifs) der zu- 
treffenden Warenposition. Oie flinf Unterteilungen des Feldes Nr. 33 sind wie folgt auszulüllen: 

Erste Untartallung 

Hier sind die ersten acht Stellen der Warennummer ainzutragen. 


Zweite Unterteilung 

Hier ist nur die neunte Stelle der Warennummer einzutragan. 

Dritte Unterteilung 

Dieses Feld bleibt bei der Erfüllung der \forsendungs-/Ausflihrförmlichkei1en frei. 

Vierte Unterteilung (Zusatzcode) 

Dieses Feld bleibt bis auf weiteres frei. 

Fünfte Unterteilung (Verbrauchsteuerangaben) 

Dieses Feld ist nicht auszutüllan. 

34 Im Faid Nr. 34a ist die Ländemummer des im Faid Nr. 16 angegebenen Ursprungslandes nach dem 
.Ländetverzeichnis flir die AuBenhandelsstatistik* enzugeben. Enthält Feld Nr. 16 dis Eintragung .Ver- 
schiedene*, so ist die LändamummoLdes Ursprungslandes jader Warenposition anzugaben. 

Im Feld Nr. 34b «st für Waren, die nicht ausländischen Ursprungs sind, die zutreffenda Ländemummer 
des Ursprungsbundeslandss bzw. der DDR und Berlin (Ost) nach folgendem Schlüssehrerzeichnis 
anzugeben: 

0 1 - Schleswig-Holstein 0 7 — Rheinland-Pfalz 

02 - Hamburg OB ~ Baden-Württemberg 

03 - Niadarsachsen 09 - Bayern 

04 -Bremen 10 -Saarland 

05 - Nordrhain-Westfalen 1 1 — Berlin (West) 

06 -Hessen 13 - DDR und Berlin (Ost) 


Bei Beförderungen im Postverkehr oder durch festinstallierte Transporteinrichtungen entfällt die Angabe 
des Kennzeichens und der Staatszugehörigkeil Bei Beförderung im Eisenbahnverkehr entfällt nur die 
Angabe der Staatszugahörigkeil 

Anzugeben sind Kennzeichen oder Nama des Belörderungsmittets (dar Beförderungsmittel) - Last- 
kraftwagen, Schiff, Waggon, Flugzeug -, auf dem die Waren bei ihrer Gesteflung bei der Zollstelle 
unmittelbar verladen sind, sowie die Staatszugehörigkeit dieses Beförderungsmittels (oder — bei mehre- 
ren Beförderungsmitteln - dia Staatszugehörigkeit des ziehenden bzw. schiebenden Beförderungs- 
mittals) nach dem .Länderverzeichnis flir die AuBenhandelsstatistik*. Beispiel: Wenn Zugmaschine und 
Anhänger verschiedene Kennzeichen tragen, so sind die Kennzeichen von Zugmaschine und Anhänger 
und die Staatszugehörigkeit der Zugmaschine anzugeben. 

19 Einzutragen sind unter Benutzung des nachstehenden Gemainschaftscodes und nach Kenntnis im 
Zeitpunkt der Ausstellung der Versand-AE Angaben, die vermutlich den Gegebenheiten beim Über- 
schreiten dar Grenze des Ausfuhrlandes (also der Bundesrepublik Deutschland) entsprechen. . 

0 - Nicht In Containern beförderte Waren. 

1 - In Containem beförderta Waren. 

21 Anzugeben sind Art (Lastkrattwegen, Schiff, Waggon, Flugzeug) des mutmaBlichen aktiven Beför- 
derungsmittels, das beim Überschreiten der Grenze des Versendungs /Austuhrmitgliedstaates benutzt 
wird, und die Staatszugehörigkeit des aktiven Beförderungsmittels nach dem .Ländetverzaichnis flir dia 
AuBanhandelsstaUstik* (Anhang 1), wenn sie bei Erfüllung der Versendungs/Ausfuhr- oder Versandförmlich- 
keiten bekannt isl 

Handelt es sich um Huckepackverkehr oder werden mehrere Beförderungsmittel benutzt ist aktives 
Beförderungsmittel dasjenige, des flir dan Antrieb der Zusamtnenstellung sorgt (Beispiel: Im Falle 
.Lastkraftwagen auf Seeschiff ist des Schiff das aktive Beförderungsmittel). 


39 Anzugeben Ist die Rohmasse (das Rohgewicht) der in dem entsprechenden Feld Nr. 31 beschria- 
benan Ware der betreffandan Positien, eusgedrückt in veilen Kilogramm. Unter Rohmasse versteht man 
die Masse der Ware mit särnflichen UmschlieBungen mit Ausnahme von Beförderungsmaterial und 
insbesondere Behältern. 

Die Rohmasse kann für alle zu einer Versand-AE gehörenden Positionen zusammengefaBt angegeben 
werden. Die Felder Nr. 35 der ggf. beigefügten Ergänzungsblätter Ueiben denn frei. 

37 Anzugeben ist das Värfehren unter Benutzung des hierfür vergesehenen Gemeinschaftscodes. Im 
ersten UnterfeM von Feld Nr. 37 sind die vier Ziffern das Gameinschaftscodes anzugeben (die ersten 
zwei Stellen flir das beantragta Verfahren, dis nächsten zwei Stellen flir das vorangegangena Verfahren). 
Im zweiten Untsrfeld ist die einstellige Schlüsselnummer der nationalen Unterteilung einzutragen. 

39 Anzugeben ist dia Eigenmasse (das Eigengewicht) der in dem entsprachenden Faid Nr. 31 beschrie- 
benen Ware dar betreffenden Position, ousgodrückt in vollen Kilogramm. Unter Eigenmasse versteht 
man dia Masse der Ware ohne alle UmschlieBungen. 

41 Anzugeben ist die besonders Maßeinheit entsprechend den Angeben im Warenverzeichnis für die 
AuBenhandelsstatistik (für jade Position ist dia Menge in dar im Warenverzeichnis vorgesehenen MaB- 
einheit anzugeben — z. B. Stückzahl — ). 

44 Einzutragen sind die nach den jeweiligen Vorschriften, Zulassungen usw. erfordailichen Angaben sowie 
die Bezugsangaben aller vorgelegten Unterlsgan sinschlieBlich atwaigar Kontrollexemplare T 5. 

49 Das Lager (offenes Zollager, Zettniederlage. ZollverschluBlager, Freihafenlager) ist durch die Angabe 
der Lagemummer zu bezeichnen. Bei Freihafenlagarung ist die Bezaichnung des Freihafenlagers ein- 
zutragan. 

94 Die Versand-AE muB vom Ausstellungspflichtigen odar Vertreter untarzeichnet werden. 
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EUROMtSCHE GEMEINSCHAFT «EMU Nr. 


2 VMscfMtef/AüSliüArar Nr. 


31 Packstucke Zeictien und Nummern Contsiner Nr. Anzahl und An 
und Waren 
bezetch- 
nung 


44 Besondere 
Vermerke/ 


Untertagen/ 
Bescheini- 
gungenu. Ge- 




31 Packstucke Zeichen und Nummern Container Nr. • Anzahl und Art 
und Waren 
bezeich- 
nung 


44 Besondere 
Vermerke/ 
Vorgelegte 
Unterlagen/ 
Bescheini- 
gungenu. Ge 




31 Packstucke ZeichenundNufnmem Container Nr Anzahl und Art 
und Waren 
bezeich 
nung 


44 Besondere 
Vermerke/ 


Unterlagen/ 
Bescheini- 
gungenu Ge 


47 Abgaben- 
berechnung 



A VERSENOUNGS /AUSFUHRZOLLSTELLE 

EryiikzinQSblitt 

M^AIniH.aiJUIIfV(M) 



33 Eigenmasse (kg) 39 Kontingent 

xxxxx 


40 Summarische Anmeldung /Vorpapier 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 


41 Besondere MaBeinheit 



CodeBV. 

IXXX 


46 Stabstischer Wert 



39 Eigenmasse (kg) 39 Kontingent 

xxxx 


40 Summarische Anmeldung /Votpapier 
XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 


41 Besondere Maßeinheit 



CodeBV. 

ixxx 


40 Stabsbscher Wert 





35 Rohmasse (kg) 


30 Eigenmasse (kg) 



39 Kontingent 

XXXXX 


40 Summarische Anmeldung /Vorpapier 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 


41 Besondere Maßeinheit 




CodeBV 

IXXX 


46 Stabsbscher Wert 


Bemessungsgrundlage 

Satz 

Bebag 

[XXXXXXXXX) 

[XXXXXXXXX) 

[XXXXXXXXX: 




Summe erste Posibon; 



Bemessungsgrundlage 

Satz 

Betrag 

[XXXXXXXXX) 

[xxxxxxxxx: 

[xxxxxxxxx: 


xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 


Summe zweite Position 


Betrag 



^ I Exemplar für das 
I Versendungs-ZAusfuhiland 


xxxxxxxxx 


C ABGANGSZOLLSTELLE 


Summe dritte Position; 
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EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT «ARE Nr. 


2 Versendet /4i/s/Su/}fer Nr 

□ 


31 Packstucke Zeichen und Nummern Container Nr Anzahl und Art 
und Waren- 
bezeich- 
nung 


44 Besondere 
Vermerke/ 
Vorgetegte 
Unterlagen/ 
Bescheini- 
gungenuGe 
nehmipungen 



ZA ^ ZUSAMMENFASSUHe 


0 I Exemplar für den 
^ I Versender/ Ausführer 


xxx)rxxxxxxxxx)rxxxxxxxxx*xxxxxxxxx*x xxxxxxxxxxxxxxx 


C ABGANGSZOLLSTELLE 
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Drucksache 1 1/5341 


Hliwreis zur Verwendung des Irganzungsblatts 


Im Ergänzungsbiatt brauchen nur die Felder ausgefüllt zu werden, die auch im Hauptblatt auszufüilen sind. 
Ergänzungsblätter sind für jede Ausfertigung des Vbrdrucksatzes zu verwenden, wenn mehr als eine Waren- 
position anzumelden ist. Sie sind jeweils fest mit dem zugehörigen Hauptblatt zu verbinden. 
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Anlage E 6 

(Rückseite) 


I. Verpflichtungen des Einführers nach § 29 b Abs. 3 AWV 

1 . Das Verbringen der Ware in das Wirtschaftsgebiet ist dem Bundesamt für Wirtschaft (BAW) 
unverzüglich durch eine Abfertigungsbescheinigung der Zollstelle, welche die Ware zur 
Einfuhr abfertigt, nachzuweisen. Zu diesem Zweck hat der Einführer die mit der Abfertigungs- 
bescheinigung der Zollstelle versehene 3. Ausfertigung der lEB (rosa Kopie) dem BAW 
unverzüglich nach Eingang der Ware vorzulegen. Wird die Ware ohne Einfuhrabfertigung 
zunächst in einem Zoll- oder Freihafenlager gelagert, so ist unverzüglich nach der Einlage- 
rung eine Abfertigungsbescheinigung der überwachenden Zollstelle - bei Lagerung im 
Freihafen Hamburg des Freihafenamts - vorzulegen. 

Beim Verbringen der Ware in Teilsendungen ist die Abfertigungsbescheinigung erst nach 
Abfertigung der letzten Teilsendung, spätestens aber 2 Jahre nach Ausstellung der lEB, 
einzureichen. 

2. Die Internationale Einfuhrbescheinigung darf nur für das im Antrag bezeichnete Einfuhr- 
geschäft benutzt werden. Gibt der Einführer die Einfuhrabsicht auf, so hat er dies unverzüg- 
lich dem BAW anzuzeigen und ihm unverzüglich die Bescheinigung zurückzugeben oder über 
ihren Verbleib Mitteilung zu machen. Will er die Ware in ein anderes Land verbringen, so hat 
er, bevor die Ware das Versendungsland verläßt, vom BAW eine neue Bescheinigung zu 
erwirken, die dieses andere Land nennt. 

3. Auf Anforderung des ausländischen Lieferanten oder der zuständigen Behörde des Liefer- 
landes beim BAW hat der Einführer eine Wareneingangsbescheinigung (Delivery Verification 
Certificate) zu beantragen. 

II. Verpflichtungen des Transithändlers nach § 43a AWV 

1 . Die Einfuhr der Waren in das im Antrag bezeichnete Käufer- oder Verbrauchsland ist dem 
BAW durch Vorlage einer Wareneingangsbescheinigung (Delivery Verification Certificate) 
des Käufer- oder Verbrauchslandes unverzüglich nachzuweisen. 

Stellen weder das Käufer- noch das Verbrauchsland Wareneingangsbescheinigungen aus, 
so ist die Einfuhr der Ware in das Verbrauchsland durch Vorlage anderer geeigneter 
Unterlagen (z. B. Kopien der zollamtlichen Abfertigungspapiere) nachzuweisen. 

2. Die Internationale Einfuhrbescheinigung darf nur für das im Antrag bezeichnete Transit- 
handelsgeschäft benutzt werden. Gibt der Transithändler dieses Geschäft auf, so hat er dies 
unverzüglich dem BAW anzuzeigen und ihm unverzüglich die Bescheinigung zurückzugeben 
oder über ihren Verbleib Mitteilung zu machen. Will er die Ware in ein anderes Land 
verbringen, so hat er, bevor die Ware das Versendungsland verläßt, vom BAW eine neue 
Bescheinigung zu erwirken, die dieses andere Land nennt. 


Erläuterungen 

1 . Der Vordruck ist vom Antragsteller in Maschinenschrift im Durchschreibeverfahren (Antrag in 
Erstschrift) auszufüllen. Die Eintragungen dürfen nicht geändert, gestrichen oder radiert 
werden. Nicht ordnungsgemäß ausgefüllte Anträge werden zurückgewiesen. 

2. Wird die Warenbezeichnung in fremder Sprache angegeben, so ist daneben auch die 
deutsche Warenbenennung anzugeben. 

3. Das dem Antrag zugrundeliegende Rechtsgeschäft ist durch Vorlage geeigneter Unterlagen 
(z. B. Kaufvertrag, Auftragsbestätigung des ausländischen Lieferanten) nachzuweisen. 

4. Ist auf dem Vordrucksatz in der Spalte „Warenbezeichnung“ nicht ausreichend Platz für 
weitere Angaben, so sind diese auf einem gesonderten Blatt (weißes Schreibmaschinen- 
papier, vierfach) fortzuführen. 
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Drucksache 11/5341 


Anlag« K 1 lur AWV Vor AuafüHung Räckaalto beachten 

In vierfacher Auafartlgung') 

Vermögensanlagen Gebietsansässiger in fremden Wirtschaftsgebieten 


An 

Landeszentralbank 

Hauptstelle/Zwejgstelle 

PdelleitzaN Ort 


zur Weiterteitung an die 
Deutsche Bundesbank 
S210 

Frankfurt am Main 


Meldung nach § 55 der Außenwirtschaftsverordnung 

für den Monat 19 Bereichs-Nr 

Name oder Firma des 

Meldepflichtigen 

Wirtschafts- 
zweig/Beruf 

Anschrift 

Fernsprecher Hausapparat 


A. Angaben zum Unternehmen, der Zweigniederlassung oder Betriebsstätte Im fremden Wirtschaftsgebiet 

Firma und Sitz - 

Wirtschaftszweig ^ Land 


B. Angaben über die Vermögensanlage oder die Vermögensauflösung Im fremden Wirtschaftsgebiet 


1 

2 

3 1 4 

1. Form der Vermögensanlage 

Betrag der Leistung in DM 

Anteil des Meldepflichtigen 
am gezeichneten Kapital 
in % 

vorher^ 

nachher^) 

1. Gründung oder Erwerb von Unternehmen 




2. Erwerb von Beteiligungen an Unternehmen 




3. Errichtung oder Erwerb von Zweigniederlassungen 
und Betriebsstätten 




4. Zuführung von Kapital (z. B. Kapitalerhöhung. 
Rücklagenzuführung) 

Art: 




5. Gewährung von Krediten 




II. Form der Auflösung des Vermögens 

Betrag der Leistung in DM 

Anteil des Meldepflichtigen 
am gezeichneten Kapital 
in % 

vorher*) 

nachher*) 

1 . Auflösung oder Veräußerung von Unternehmen 




2. Veräußerung von Beteiligungen an Unternehmen 




3. Aufhebung oder Veräußerung von Zweignieder- 
lassungen und Betriebsstätten 




4. Rückführung von Kapital (z. B. Kapitalherab- 
setzung. Rücklagenrückführung) 

Art: 




5. Rückführung von Krediten 





Je eine Ausfertigung ftr den Bundosminister für Wirtschaft, das Auswärtige Amt und die jeweilige oberste tandesbehörde für Wirtschaft.^ Vor der Vornahme der jeweiligen 
Leistung. *) Nach der Vornahme der jeweiligen Leistung. 


Ort. Datum Unlerschrift 


21 




Drucksache 11/5341 
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Afil«oeK2iiir AWV Vor AiMföllung Rückselto bMchtm 

In vtortachor AinfOrtIgung*) 

Vermögensanlagen Gebietsfremder im Wirtschaftsgebiet 


An 

Landeszentralbank 

Hauptstelle/Zweigstelle 

PostleitzaN Oft 


zur Weiterleitung an die 
Deutsche Bundesbank 
S210 

Frankfurt am Main 


Meldung nach § 57 der AuBenwirtschaftsverordnung 

für den Monat 19 Bereichs-Nr. 

Name oder Firma des 

Meldepflichtigen 

Wirtschafts> 

zweig/Beruf 

Anschrift 


Fernsprecher 


Hausapparat 


A. 1 Angaben zum Unternehmen, der Zweigniederlassung oder Betriebsstätte im Wirtschaftsgebiet 

Firma und Sitz 

Wirtschaftszweig 

A. 2 Angaben zum gebietsfremden Beteiligten 

Firma und Sitz 

Wirtschaftszweig Land 


B. Angaben über die Vermögensanlage oder die Vermögensauflösung Im Wirtschaftsgebiet 


1 

2 

3 1 4 

1. Form der Vermögensanlage 

Betrag der Leistung in DM 

Anteil des gebietsfremden 
Beteiligten am gezeichneten 
Kapital in % 

vorher*) 

nachher*) 

1. Gründung oder Erwart) von Unternehmen 




2. Erwerb von Beteiligungen an Unternehmen 




3. Errichtung oder Erwerb von Zweigniedeilassungen 
und Betriebsstätten 




4. Zuführung von Kapital (z. B. Kapitalerhöhung, 
Rücklagenzuführung) 

Art: 




5. Gewährung von Krediten 




II. Form der Auflösung des Vermögens 

Betrag der Leistung in DM 

Anteil des gebietsfremden 
Beteiligten am gezeichneten 
Kapital in % 

vorher*) 

nachher*) 

1. Auflösung oder Veräußerung von Unternehmen 




2. Veräußerung von Beteiligungen an Unternehmen 




3. Aufhebung oder Veräußerung von Zweignieder- 
lassungen und Betriebsstätten 




4. Rückführung von Kapital (z. B. Kapitalherab- 
setzung, Rücklagenrückführung) 

Art: 




5. Rückführung von Krediten 





Je «ne Ausfertigung für dsnBundesmMstw für Wirtschaft das Auawirlige Amt und (tojsMfeiigs oberst» LandBsbehördo für WirlKhaft. *) Vorder Vornahme der ieweÄgen 
Leistung. Nach der Vornahme der |eweiiigen Leistung. 

Ort. Datum Unterschrift 
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Vermögen Gebietsansässiger in fremden Wirtschaftsgebieten Anlage K 3 zur AWV 

In zweifacher Ausfertigung 1 ) Meldung nach § 56a der Außenwirtschaftsverordnung 

An Landeszentralbank 
Hauptstolle/Zweigstelle 


zur Weiterleitung an die 

Deutsche Bundesbank S 14, Frankfurt am Main Meldestichtag/Bilanzstichtag 

des Meldepflichtigen 


Blatt 1 

LZ- : ,.. i" i 
I I I 


I. Angaben zur Person des Meldepftichtigen 

1 . Firma oder Vor* und Zuname 

2. Anschrift 

3. Wirtschaftszweig oder Beruf 

4. Rechtsform bei Gesellschaften 

5. Nur von Unternehmen auszufüllen: 

Ist der Meldepflichtige ein abhängiges Unternehmen eines anderen gebietsansässigen Unternehmens? 0 0 

Firma des anderen gebietsansässigen Unternehmens, falls die Frage mit *Ja’ beantwortet wird: 


11. Liste der Unternehmen in fremden Wirtschaftsgebieten, an denen der Meldepflichtige unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, sowie der Zweig- 
niederlassungen und Betriebsstätten in fremden Wirtschaftsgebieten 

I Für jedes einzelne gebietsfremde Unternehmen, an dem der gebietsansässige Meldepflichtige unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, sowie für jede I 
Zweigniederlassung oder Betriebsstätte in fremden Wirtschaftsgebieten ist außerdem gesondert eine Meldung nach Blatt 2 einzureichen. 




I 




<D 



Lfd. 

Nr. 

Firma und Sitz 








































1 ) eine Ausfertigung für den Bundesminister für Wirtschaft 
Ort, Datum 


Sachbearbeiter 


Telefon (mit Vorwahl und Hausapparat) 


Unterschrift 
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Vermögen Gebietsansässiger in fremden Wirtschaftsgebieten 


Stand und Zusammensetzung des Vermögens 


[~~[ unmittelbare Beteiligung Q mittelbare Beteiligung 

Allgemeine Angaben über das gebietsfremde Unternehmen 
Lfd. Nr. auf Blatt 1 Firma und Sitz 


Anlage K 3 zur AWV 
Blatt 2 




□ 


02 


n 



|o3 


□ 


Bei mittelbarer Beteiligung: 

Bezeichnung des unmittelbar beteiligten gebietsfremden Unternehmens 


□ Rechtlich selbständiges 
Unternehmen 


V^irtschaftszweig 


Jahresumsatz 
in Mio DM 


□ Zweigniederlassung 
oder Betriebsstätte 


Land 


04 


Zahl der Beschäftigten’) 

05 



Angaben zur Bilanz des gebletafremden Unternehmens sowie über die dem Meldepflichtigen unmittelbar und mittelbar zuzurechnenden An- 
teile an den Aktiva und Passiva 


□ 


BItanzstichtag 


0 

1 I 

m 

rn 


Tag 

Monat 

Jahr 


Währung 


107 


-Angaben In 1000 Einheiten Fremdwährung; In leere Felder Striche einsetzen- 


> 

POSITION 

Insgesamt 

Vom Gesamtbetrag entfal- 
len auf Kapitalanteile 
des Meldepflichtigen bzw. 
auf Beteiligungen, For- 
derungen oder auf Ver- 
bindlichkeiten gegenüber 
dem Meldepflichtigen 

Nur bei mittelbarer 

Beteiligung auszufüllen 

Vom Gesamtbetrag entfal- 
len auf Kapitalanteile 
des unmittelbar beteilig- 
ten Unternehmens bzw. auf 
Forderungen oder Verbind- 
lichkeiten gegenüber dem 
unmittelbar beteiligten 
Unternehmen 

AKTIVA 

Ausstehende Einlagen auf das gezeichnete Kapital 

08 


09 


10 


Sachanlagen und immaterielle Vermögensgegenstände 

11 



Finanzanlagen 

12 


da- 

run- 

ter: 

Anteile an verbundenen Unternehmen/Beteiligungen 

13 

( ) 

Ausleihungen an verbundene Unternehmen/Untemehmen, 
mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht 

14 

( ) 

15 


16 


Umlaufvermögen 

17 



darunter Forderungen an verbundene Unternehmen sowie an 
Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht 

18 

( ) 

19 


20 


Übrige Aktiva 

21 



Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag 

22 


PASSIVA 

Gezeichnetes oder eingefordertes Kapital, Ootations- 
kapital, Einlagen von Gesellschaftern 

23 


24 


25 


Kapitalrücklage 

26 



Gewinnrücklagen 

27 


Gewinnvortrag / Verlustvortrag 

28 


Jahresüberschuß / Jahresfehlbetrag 

29 


Verbindlichkeiten 

30 


darunter Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen/ 
Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht 

31 

( ) 



da- 

von: 

gegenüber solchen Unternehmen in fremden 
Wirtschaftsgebieten 

32 

( ) 


33 


gegenüber solchen Unternehmen im Wirtschaftsgebiet 

34 

( ) 

35 


I 

Übrig 

e Passiva 

36 




Bilanzsumme 

37 


. 


I 

«> 

"O 

0 

CZ] 

1 

$ 


■) Angabe nicht obligatorisch, jedoch erwünscht 


138 


B 


40 


0 


B 


Unterschrift 
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Deutscher Bundestag -11. Wahlperiode 


Drucksache 11/5341 


In zweifacher Ausfertigung 1 ) 

An Landeszentratbank 
Hauptstelle/Zweigstelle 


Vermögen Gebietsfremder im Wirtschaftsgebiet Anlage K 4 zur AWV 

Blatt 1 


Meldung nach § 58a der Außenwirtschaftsverordnung 


r:.,,- 

□ 

□ 

□ 

=i 


zur Weiterleitung an die 

Deutsche Bundesbank S 14, Frankfurt am Main Meldestichtag Bilanzstichtag 

des Meldepflichtigen 


I. Angaben zur Person des Meldepftichtigen 
1. Firma 



E 

CD 


§ 


2. Anschrift 

3. Wirtschaftszweig 

4. Rechtsform Q rechtlich selbständiges Unternehmen in der Rechtsform 

Q Zweigniederlassung oder Betriebsstätte 

II. Bezeichnung des oder der Gebietsfremden, der (die) an dem meldepflichtigen Unternehmen beteiligt Ist (sind) 
I Für jeden gebietsfremden Beteiligten ist außerdem gesondert eine Meldung nach Blatt 2 einzu reichen 1 


Lfd. 

Nr. 

Firma und Sitz 
















III. Nur von Meldepflichtigen auszufüllen, die von Gebietsfremden abhängige Unternehmen sind: 

Liste der gebietsansässigen Unternehmen, an denen das meldepflichtige Unternehmen selbst beteiligt ist 

I Für jedes gebietsansässige Unternehmen, an dem das meldepflichiige Unternehmen selbst beteiligt ist, ist außerdem gesondert 
eine Meldung nach Blatt 2 einzureichen 


Lfd. 

Nr. 

Firma und Sitz 


















i 


HJ 


1 


1 ) eine Ausfertigung für den Bundesminister für Wirtschaft 
Ort, Datum 


Sachbearbeiter 


Telefon (mit Vorwahl und Hausapparat) 


Unterschrift 




Drucksache 11/5341 


Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


□ 


Vermögen Gebietsfremder im Wirtschaftsgebiet 

Stand und Zusammensetzung des Vermögens 
Qunminetbare Beteiligung Q mittelbare Beteiligung 


Anlage K 4 zur AWV 
Blatt 2 


Nur bei Angaben über die unmittelbare Beteiligung des Gebietsfremden auszufüllen: 
AJIgemeine Angaben über den gebietsfremden Beteiligten: 

Ud. Nr. auf Blatt 1 


E 


1 




E 


□ 




El 


□ 


Firma oder Name. Sitz 


Sitzland 


Sofern der gebietsfremde Beteiligte selbst 
ein abhängiges Unternehmen ist: 

Sitztand der Obergesellschaft 


Nur bei Angaben über die mittelbare Beteiligung des Gebietsfremden auszufüMen: 

Allgemeine Angaben über das gebietsansässige Unternehmen, an dem der Metdepflichtige beteiligt ist 


Lfd. Nr. auf Blatt 1 
Rechtsform 


Firma, Sitz 


Wirtschaftszweig 


nn 


Kenngrößen des gebietsansässigen Unternehmens, 
über das nachstehend berichtet wird: 


Jahresumsatz 
in Mio DM 


04 


Zahl der 
Beschäftigten*) 



Angaben zur Bilanz des Meldepflichtigen bzw. des gebietsansässigen Unternehmens, an dem der Meldepflichtige selbst beteiligt ist, 
sowie die dem gebietsfremden Beteiligten unmittelbar oder mittelbar zuzurechnenden Anteile an den Aktiva und Passiva 

Bilanzstichtag 


06 

1 




Tag Monat Jahr 


•Angaben in 1000 DM; in leere Felder Striche einseuen- 


POSITION 

Insgesamt 

Vom Gesamtbetrag entfal- 
ten auf Kapitalanteile 
des bzw. auf Beteili- 
gungen, Forderungen oder 
Verbindlichkeiten gegen- 
über dem gebietsfremden 
Beteiligten 

Nur bei mittelbarer 

Beteiligung auszufüllen 

Vom Gesamtbetrag entfal- 
ten auf Kapitalanteile 
des bzw. auf Forderungen 
oder Verbindlichkeiten 
gegenüber dem 

Meldepflichtigen 

AKTIVA 

Ausstehende Einlagen auf das gezeichnete Kapit^ 

07 


08 


09 


Sachanlagen und immaterielle Vermögensgegenstände 

10 



Finanzanlagen 

11 


da- 

run- 

ter: 

Anteile an verbundenen Unternehmen/Beteiligungen 

12 

( ) 

Ausleihungen an verbundene Untemehmen/Unternehmen, 
mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht 

13 

( ) 

14 


15 


Umlaufvermögen 

16 



darunter Forderungen an verbundene Unternehmen sowie an 
Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhäitnis besteht 

17 

( ) 

18 


19 


Übrige Aktiva 

20 



Nicht durch Eigenkapitai gedeckter Fehlbetrag 

21 


PASSIVA 

Gezeichnetes oder eingefordertes Kapital. Dotations- 
kapital. Einlagen von Geseilschaftem 

22 


23 


24 


darunter Einlagen von Kommanditisten 

25 

( ) 

26 

( ) 

27 

( ) 

Kapitalrücklage 

28 



Qewinnrücklagen 

29 


Qewinnvortrag / Veriustvortrag 

30 


Jahresüberschuß / Jahresfehlbetrag 

31 


Verbindlichkeiten 

32 


darunter Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen/ 
Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhäitnis besteht 

33 

( ) 



da- 

von: 

gegenüber sok^ien Unternehmen im Wirtschaftsgebiet 

34 

( ) 


£ 


gegenüber solchen Unternehmen in fremden 
Wirtschaftsgebieten 

36 

( ) 

37 



Übrig 

e Passiva 

38 





Bilanzsumme 

39 





<0 

E 

3 

% 

V) 


CZ] 

s 

N 

3 

s 

V) 

I 


*) Angabe mehl obligalorisch. jedoch erwünscht 

EZl 


0 


E 


E 



Unterschnit 
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Drucksache 11/5341 


AnlageZIl lur AWV 


Vor Ausfüllung Rüclcsalts beachten 


An 

Landeszentralbank 

Hauplstelie/Zweigstelle 


Meldungen der Gekünstitute 

Wertpapier-Erträge im Außenwirtschaftsverkehr 

Meldung rtach § 69 Abs. 2 Nr. 2 der Außenwirtschaftsverordnung 


zur Weiterleitung an 
Deutsche Bundesbank 
S210 

Frankfurt am Main 


Bankleitzahl 
Geldinstitut 
Anschrift 
Monat/ Jahr 


Hausapparat 


Beträge In DM ohne Pfennig 
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Drucksache 11/5341 


Deutscher Bundestag -11. Wahlperiode 


in OM otM PfMwiig 



Weitere Internationale Organisationen und Länder bitte in die Leerzeilen einsetzen. 
Firma. Unterschrift 


Hinweise der Deutschen Bundesbank 

Zu melden sind: Zins- und Dividendenzahlungen an Gebietsfremde auf inländische Wertpapiere, die von gebietsansässigen Geldinstituten im Auftrag Gebietsfremdereingezogen 
werden. Anzugeben sind die Beträge, die Gebietsfremden ausgezahtt oder gutgeschrieben worden sind. Nicht zu meiden sind demnach Zinszahlungen an Gebietsfremde auf OM- 
Schuidverschre^ngen gebietsfremder Wertpapierausstelier (ausländische Wertpapiere). 

Die Meldefreigrenze von 2000 DM nach § 59 AWV findet hier keine Anw^mdung. 

Inlindische Wertpapiere: Wertpapiere, die ein Gebietsansässiger oder vor dem 9. Mai 1945 eine Person mit Wohnsitz oder Sitz im Gebiet des Deutschen Reiches nach dem 
Startd vom 3i. Dezember 1937 ausgestellt hat (§ 4 Abs. 2 Nr. 8 AWG). 

Oie Meldung ist der Deutschen Bundesbank zu erstatten. Sie ist bis zum fünften Tage eines jeden Monats für den vorangegangenen Monat in einfacher Ausfertigung bei der Lan- 
deszentralbank. Hauptstelie oder Zweigstelle, einzureichen. Nach § 69 Abs. 2 Nr. 2 der Außenwirtschaftsverordnung (AWV) in Verbindung mit § 26 Abs. 2 des Außenwirtschaftsge- 
setzes (AWG) besteht eine gesetzliche Auskunftspflicht - Bitte beantworten Sie die gestellten Fragen exakt und erschöpfend. Ihre Angaben werden ausschließlich für statistische 
Zwecke verwandt; sie unterliegen nach § 26 Abs. 4 AWG in Verbindor>g mit dem Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke (BStatG) der statistischen Geheimhaltungspflicht und 
¥verden nicht an andere Steilen weitergeleitet. 
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Deutscher Bundestag -11. Wahlperiode 


Drucksache 11/5341 


Anlage LV 

zur Außenwirtschaftsverordnung 


Leistungsverzeichnis 
(Anlage LV zur AWV) 

A. Dienstleistungen und unentgeltliche Leistungen 


Einnahmen und Ausgaben^) 


1. Reiseverkehr und Personenbeförderung 

Reiseverkehr und Personenbeförderung (ohne 
Ausgaben für Personenbeförderung im Wirt- 


schaftsgebiet) 010 

Ausgaben für Personenbeförderung im Wirt- 
schaftsgebiet 020 


2. Transport 

Einnahmen gebietsansässiger Transportunter- 
nehmen im Güterverkehr (einschl. Spedition)^ 200 

Ausgaben für Frachten, Chartergebühren und 
Mieten 

im deutschen Außenhandel 
an gebietsfremde Seeschiffahrlsunter- 


nehmen®) 

bei der deutschen Einfuhr 210 

bei der deutschen Ausfuhr 220 

an gebietsfremde Binnenschiffahrtsunter- 
nehmen 230 

an sonstige gebietsfremde Verkehrsunter- 
nehmen 240 

im Verkehr zwischen dritten Ländern 

imTransithandeP) 250 

im Speditionsgeschäft 260 

im Verkehr innerhalb des Wirtschaftsgebiets 270 


3. Transportnebenleistungen 

Einnahmen im Zusammenhang mit Trans- 
porten 

z. B. für Hafengebühren, Notreparaturen. Laden, 
Löschen, Bemusterung, ausgenommen Ein- 
nahmen für die Lieferung von Waren für den 
Bedarf ausländischer Beförderungsmittel, 


der Seehäfen und Seehafenbetriebe 300 

der Binnen- und Lufthafenbetriebe und ande- 
rer Verkehrshilfsbetriebe 310 


Ausgaben für Transportnebenkosten 

z. B. Treibstoffe und sonstiger Bedarf von Fahr- 
zeugen (ausgenommen Ausgaben für die Ein- 
fuhr von Waren für den Bedarf von Beförde- 
rungsmitteln'*)), Hafengebühren, Konsulats- 


gebühren, Notreparaturen, Laden, Löschen, 
Bemusterung usw. 

durch deutsche Verkehrsunternehmen®) 320 

durch deutsche Außenhandelsfirmen und 
Spediteure 330 


Einnahmen und Ausgaben*) 


4. Privater Versicherungsverkehr 

Versicherungsnehmer und andere Begün- 
stigte aus Versicherungsverträgen, ausge- 
nommen Versicherungsunternehmen 


Lebensversicherung 400 

T ransportversicherung 

Einnahmen 410 

Ausgaben 

für die deutsche Einfuhr 410 

für die deutsche Ausfuhr 411 

Sonstiger Versicherungsverkehr®) 420 

Versicherungsunternehmen 

Direktversicherung 


Einnahmen und Ausgaben aus Versiehe- 
rungsverträgen mit Gebietsfremden 


Lebensversicherung 440 

Transportversicherung für die Ein- und 

Ausfuhr 441 

andere Versicherungen 442 

Ausgaben aus Versicherungsverträgen 
mit Gebietsansässigen 

Lebensversicherung 443 

Transportversicherung für die Ein- und 

Ausfuhr 444 

andere Versicherungen 445 

Rückversicherung 

Einnahmen und Ausgaben aus abflie- 
ßendem Geschäft 450 

Einnahmen und Ausgaben aus einflie- 
ßendem Geschäft 451 

Sonstige Einnahmen von Gebietsfremden 

mit Ausnahme von Vermögenserträgnissen . 460 

5. Verschiedene Dienstleistungen 

Verwertung, Erwerb und Auswertung von Urhe- 
berrechten, Erfindungen, Verfahren usw 500 

Filmgeschäft (einschl. Gagen) 510 

Entgelte für selbständige Arbeit (z. B. Beratung, 
Rechtsvertretung usw. soweit nicht anderswo 
zu erfassen) 520 

Entgelte für unselbständige Arbeit 521 

Pensionen, Renten, Sozialversicherung 522 

Provisionen®)®) 523 


Die Fußnoten sind im Anschluß an Teil D des Leistungsverzeichnisses aufgeführt. 
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Einnahmen und Ausgaben^) 

Kenn- 

zahl 

Einnahmen und Ausgaben^) 

Kenn- 

zahl 


Regiekosten sowie Zuschüsse an Tochterunter- 
nehmen, Zweigniederlassungen und Betriebs- 
stätten 0 530 

Werbe- und Informationskosten 540 

Aktive und passive Lohnveredelung 550 

Reparaturen an Transport- und Verkehrsmitteln 
(ohne Notreparaturen), an Maschinen, Ge- 
bäuden usw. 560 

Einnahmen aus Bauleistungen, Montagen 
und Ausbesserungen durch gebietsansässige 
Firmen in fremden Wirtschaftsgebieten 570 

Ausgaben (Unkosten) gebietsansässiger 
Firmen für Maschinen, Material und Arbeits- 
entgelte bei Bauleistungen, Montagen und Aus- 
besserungen in fremden Wirtschaftsgebieten . . 580 

Ausgaben für Bauleistungen, Montagen und 
Ausbesserungen durch gebietsfremde Firmen 
im Wirtschaftsgebiet 570 

Einnahmen auf Grund von Warenlieferungen 
und Dienstleistungen an gebietsfremde Firmen 
bei Bauleistungen, Montagen und Ausbesse- 
rungen im Wirtschaftsgebiet 580 

Bundespost 590 


6. Neben ieistungen im Waren- und 
Dientieistungsverkehr 

(Ersatz- und Rückzahlungen, Preisnachlaß- 
und Haftungszahlungen, Zollerstattungen und 


dergleichen) 

im Warenverkehr 600 

im Dienstleistungsverkehr 610 


7. Bund, Länder und Gemeinden®)^) 

Einnahmen des Bundes, der Länder und 
Gemeinden®) 

(Steuern, Zahlungen zum Lastenausgleich, 


Gebühren, Spenden und dgl.) 700 

Ausgaben des Bundes, der Länder und 
Gemeinden®)®) 

Zahlungen an deutsche diplomatische Ver- 
tretungen 710 


Wiedergutmachungsleistungen ^®) 720 

Lastenausgleichs- und Unterstützungszah- 
lungen 730 

Beiträge an Internationale Organisationen, 

Gebühren und dgl 740 

Ausgaben im Rahmen der Entwicklungshilfe 750 

Sonstige Ausgaben 760 


8. Einnahmen und Ausgaben Privater im 
Verkehr mit gebietsfremden Behörden®)®), 
Zahlungen infolge von Erbschaft, sonstige 
unentgeltliche Zuwendungen 

Einnahmen Privater von gebietsfremden 
Behörden®) ®) (Unterstützungszahlungen, 
Entschädigungen und dgl.) sowie 

Ausgaben Privater an gebietsfremde Be- 
hörden und diplomatische Vertretungen 


(Steuern, Gebühren, Spenden und dgl.) 800 

Zahlungen infolge von Erbschaft, Vermächt- 
nis, Mitgift, Restitution, Ein- und Auswande- 
rung 850 

Unterstützungs- und Unterhaltszahlungen, 
sonstige unentgeltliche Zuwendungen^^) 851 

9. Sonstige Zahlungen, die nicht den Kapital- 
oder Warenverkehr betreffen 900 


z. B. Zahlungen im Zusammenhang mit Garan- 
tien, Bürgschaften und Warentermingeschäften; 

Gewinne aus staatlich genehmigten Spielen 
(z. B. Lotterie, Lotto, Toto, Rennwetten) und 
Spieleinsätze, Preise und Belohnungen; 

Schadenersatz auf Grund unerlaubter Hand- 
lung, Havarie und sonstiger außervertraglicher 
Haftungsgründe; 

Geldstrafen, Geldbußen, Herausgabe einer 
ungerechtfertigten Bereicherung; 

Stornierungen, Irrläufer u. ä. 


Die Fußnoten sind im Anschluß an Teil D des Leistungsverzeichnisses aufgeführt. 
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Drucksache 11/5341 


B. Kapitalverkehr und Kapitalerträge 


Einnahmen und Ausgaben^) 


Kenn- 

zahl 


Einnahmen und Ausgaben^) 


Kenn- 

zahl 


i. Vermögensanlagen Gebietsansässiger 
In fremden Wirtschaftsgebieten ein- 
schl. Kredite und Bankguthaben^^) 

1. Ausländische Wertpapiere und Geld- 


marktpapiere 

Festverzinsliche Wertpapiere 

Staats- und Gemeindeanleihen 101 

Andere Anleihen 102 

Dividendenpapiere (nur Beteiligungen, 
die bis zu 20 % des Nennkapitals betra- 
gen) und Zertifikate von Kapitalanlage- 
gesellschaften 104 

Geldmarktpapiere 105 


2. Direktinvestitionen In fremden Wirt- 
schaftsgebieten 

Anteile am gezeichneten Kapital und an 
den Rücklagen von gebietsfremden 
Unternehmen, Zweigniederlassungen 
und Betriebsstätten, sofern dem Kapital- 
geber mehr als 20 % des Nennkapitals 
des betreffenden Unternehmens zu- 
stehen 111 

Kredite (außer von Geldinstituten oder 
an Geldinstitute) mit einer Laufzeit von 
mehr als 12 Monaten an gebietsfremde 
Unternehmen, Zweigniederlassungen 
und Betriebsstätten, sofern dem Kredit- 
geber oder einem von ihm abhängigen 
Unternehmen mehr als 20 % des Nenn- 
kapitals des betreffenden Unterneh- 
mens zustehen 112 

3. Kredite an sowie Bankguthaben bei 
Geblet8fremde(n) 

Kredite und Bankguthaben mit einer 


Laufzeit von bis zu 1 2 Monaten — ^®) 

Kredite (ohne Direktinvestitionskredite) 
und Bankguthaben mit einer Laufzeit 
von mehr als 1 2 Monaten 121 

4. Grundstücke und Rechte an Grund- 
stücken In fremden Wirtschaftsgebieten 131 

5. Sonstiger Kapitalverkehr 139 


II. Vermögensanlagen Gebietsfremder 
im Wirtschaftsgebiet einschl. Kredite 
und Bankguthaben^^) 

1. Inländische Wertpapiere und Geld- 
marktpapiere 

Festverzinsliche Wertpapiere 
(ohne Auslandsbonds) 


Staats- und Gemeindeanleihen 141 

Andere Anleihen 142 

Auslandsbonds^®) 143 

Dividendenpapiere (nur Beteiligungen, 
die bis zu 20 % des Nennkapitals betra- 
gen) und Zertifikate von Kapitalanlage- 
gesellschaften 144 

Geldmarktpapiere 145 


2. Direktinvestitionen im Wirtschaftsgebiet 

Anteile am gezeichneten Kapital und an 
den Rücklagen von gebietsansässigen 
Unternehmen, Zweigniederlassungen 
und Betriebsstätten, sofern dem Kapital- 
geber mehr als 20 % des Nennkapitals 
des betreffenden Unternehmens zu- 
stehen ^®)^^) 151 

Kredite (außer von Geldinstituten oder 
an Geldinstitute) mit einer Laufzeit von 
mehr als 12 Monaten an gebietsansäs- 
sige Unternehmen, Zweigniederlassun- 
gen und Betriebsstätten, sofern dem 
Kreditgeber oder einem von ihm ab- 
hängigen Unternehmen mehr als 20 % 
des Nennkapitals zustehen 152 


3. Kredite an sowie Bankguthaben bei 
Geblet8ansä88lge(n) 

Kredite und Bankguthaben mit einer 
Laufzeit bis zu 1 2 Monaten — ^®) 

Kredite (ohne Direktinvestitionskredite) 
und Bankguthaben mit einer Laufzeit 
von mehr als 1 2 Monaten 161 

4. Grundstücke und Rechte an Grund- 
stücken Im Wirtschaftsgebiet 1 71 

5. Sonstiger Kapitalverkehr 179 


III. Kapitalerträge 

(ohne die nach B IV zu meldenden Leistun- 


gen) 

1. Pacht und Miete aus Grundbesitz 181 

2. Zinsen^®) 

auf Staats- und Gemeindeanleihen 182 

auf andere festverzinsliche Wertpapiere 1 83 

auf Kredite, Darlehen und Hypotheken 
(einschl. Bankzinsen) 184 

3. Gewinne 

aus Dividendenpapieren und Zertifika- 
ten von Kapitalanlagegesellschaften ... 185 

aus nicht in Wertpapieren verbrieften 
Geschäfts- und Kapitalanteilen 186 


IV. Leistungen Im Rahmen des Abkom- 
mens vom 27. Februar 1953 über 


Deutsche Auslandsschulden 

1. Zinsen 191 

2. Tilgungen und sonstige Rückzahlungen 192 

3. Gebühren und sonstige Nebenkosten . . 193 


Die Fußnoten sind im Anschluß an Teil D des Leistungsverzeichnisses aufgeführt. 
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C. Warenverkehr’) 


Einnahmen 


Kenn- 

zahl 


Ausgaben 


Kenn- 

zahl 


1. Warenausfuhr Ausfuhr- 

erlöse 
sind nicht 


melde- 

pflichtig 

2. Transithandel keine 

Kennzahl 

3. Warenlieferungen für den Bedarf von 

Seeschiffen fremder Flagge 991 

ausländischen Binnenschiffen, Land- und 
Luftfahrzeugen 992 

diplomatischen und konsularischen Vertre- 
tungen im Wirtschaftsgebiet 993 

4. Sonstiger Warenverkehr 997 


1. Wareneinfuhr keine 

Kennzahl 

2. Transithandel keine 

Kennzahl 

3. Einkauf von Waren zur ungewissen Verwen- 

dung und Einkauf von Waren, die ohne einfuhr- 
rechtliche Abfertigung im Rahmen des Interzo- 
nenhandelsabkommens in das Währungsge- 
biet der DM-Ost geliefert werden sollen 994 

4. Einkauf von Waren, die ohne Entgelt (z. B. zur 

Veredelung oder zur Lagerung) in den freien 
Verkehr verbracht worden sind 995 

5. Einfuhr von Waren für den Bedarf von Schiffen 
und Luftfahrzeugen sowie von diplomatischen 

und konsularischen Vertretungen 996 

6. Sonstige Wareneinfuhren im erleichterten Ein- 
fuhrverfahren, Weiterleitung von Inkassoerlösen 

aus der Wareneinfuhr, sonstiger Warenverkehr 997 


D. Lieferungen und Leistungen 

an die im Wirtschaftsgebiet stationierten ausländischen Streitkräfte 


Einnahmen 


Kenn- 

zahl 


Ausgaben^®) 


Kenn- 

zahl 


1. Einnahmen aus Warenlieferungen 998 

2. Einnahmen aus sonstigen Leistungen 999 


Anmerkungen: 

1) Bel Lieferungen und Leistungen Im Zusammenhang mit der Stationierung ausländischer Streitkräfte ist für Einnahmen die Kennzahl 998 oder 999, für Ausgaben die Kennzahl 
997 zu verwenden. 

2) Ohne Einnahmen der deutschen Seeschiffahrt Im Zusammenhang mit der Personenbeförderung und dem Güterverkehr {Sondermeldung gemäß § 67 AWV auf Vordruck Anlage 
Z 8 zur AWV). 

3) Einschließlich sonstiger Nebenkosten im Transithandei (vgl. auch Anmerkung 6). 

4) Ausgaben für derartige Einfuhren siehe Teil C - Warenverkehr 

5) Ohne Ausgaben der deutschen Seeschiffahrt für Chartergebühren, Transportnebenkosten und Provisionen (Sondermeldung gemäß § 67 AWV auf Vordruck Anlage Z 8 zur 
AWV). 

6) Ausgaben Im Zusammenhang mit dem Transithandel unter Kennzahl 250 (vgl. auch Anmerkung 3). 

7) Zahlungen für Investitionszwecke siehe Teil B - Kapitalverkehr 

8) Ohne Einnahmen und Ausgaben im Waren- und Kapitalverkehr sowie ohne Kapitalerträge. 

9) Pensionen, Renten, Sozialversicherung unter Kennzahl 522. 

10 ) Ohne Zahlungen an die Israel-Mission, jedoch einschließlich Zahlungen im Zusammenhang mit Rückerstattungen. 

11) Soweit diese nicht unter den Kennzahlen 700, 710-760 oder 800 zu melden sind. 

12) Einschließlich Hypotheken und Schuldscheindarlehen, ohne Kredite mit einer vereinbarten Laufzeit oder Kündigungsfrist bis zu 1 2 Monaten leinschließlicJi (vgl. Anmerkung 1 5). 

13) Nicht verbriefte Anteile am gezeichneten Kapital und an den Rücklagen bis zu 20 % sind unter den KennzaWen 139 bzw. 179 - Sonstiger Kapitalverkehr - auszuweisen. 

14) Zuschüsse an Zweigniederlassungen und Betriebsstätten sind unter der Kennzahl 530 - Einnahmen oder Ausgaben für Regiekosten und Zuschüsse an Tochterunternehmen, 
Zweigniederlassungen und Betriebsstätten - zu melden. 

15) Bei Zahlungen, die die Gewährung, Aufnahme oder Rückzahlung von Krediten betreffen (einschließlich der Begründung und Rückzahlung von Guthaben bei Geldinstituten) mit 
einer vereinbarten Laufzeit oder Kündigungsfrist bis zu 12 Monaten einschließlich sind Zahlungsmeldungen nicht abzugeben, sondern nach §62 AWV die Bestände auf 
Vordruck Anlage Z 5 zur AWV zu melden. 

18) Zinsen auf Auslandsbonds fallen unter die Kennzahl 191. 

17) Als Eingänge sind die aus fremden Wirtschaftsgebieten zurückfließenden Zins- und Tilgungszahlungen auf den inländischen Besitz an Auslandsbonds sowie ggf. Stornierungen 
zu melden. 

18 ) Soweit entsprechende Ausgaben verkommen, gilt die Kennzahl 997 
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Begründung 


3. Nummer 3 

Das EG-Recht (vgl. Verordnung [EWG] Nr. 4249/88 
vom 21. Dezember 1988 - ABI. EG Nr. L 373 S. 53) 
sieht eine mengenmäßige Beschränkung der Ausfuhr 
von Aschen und Rückständen aus Kupfer und Kupfer- 
legierungen sowie von Abfällen und Schrott aus Kup- 
fer und Kupferlegierungen nach Spanien nicht mehr 
vor. Die Ausfuhr der genannten Waren nach Spanien 
ist somit genehmigungsfrei möglich. 


I. Allgemeines 

Die Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsver- 
ordnung (AWV) hat drei Schwerpunkte. Sie paßt die AWV- 
Vorschriften an neuere Rechtsvorschriften im EG-Recht 
oder im nationalen Recht an. Sie vereinfacht für Bürger 
und VenA^altung das Ausfuhrverfahren durch Heraufset- 
zung der Freigrenzen und durch Verzicht auf einzelne 
Daten. Sie ergänzt die Kontrolle des Technologietransfers 
an Unbefugte. 

Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere das Ver- 
braucherpreisniveau, sind von den neuen Vorschriften 
nicht zu erwarten. Die in einem begrenzten Warenbereich 
vorgesehene, von der Statistikhandhabung gesonderte 
Erhebung der Ausfuhrerklärungen, hat in der Praxis nur 
die Ausfüllung eines weiteren Blattes im Durchschreibe- 
verfahren zur Folge. Diese Kosten sind unwesentlich. 

Schließlich wird der Bundesminister für Wirtschaft ermäch- 
tigt, wegen der zahlreichen Änderungen innerhalb der 
letzten drei Jahre eine Neufassung der Außenwirtschafts- 
verordnung zu veröffentlichen. 

II. Im einzelnen 

Artikel 1 

1 . Nummer 1 

Die Änderung übernimmt den In den EG-Vorschriften 
über das Einheitspapier verwendeten Begriff, der 
auch in die Siebente Verordnung zur Änderung der 
Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die 
Statistik des grenzüberschreitenden Warenverkehrs 
(BGBl. 1989 i S. 203) Eingang gefunden hat. 

1a. Nummer 1a 

Die unter Nummer 1461 neu in die Ausfuhrliste 
- Anlage AL - aufgenommenen Gegenstände (Hän- 
gegleiter und besonders konstruierte Bestandteile 
hierfür) können im Einzelfall einen kaufvertraglichen 
Wert von weniger als 4 000 DM haben, so daß eine 
Nichtanwendung der Freigrenze geboten erscheint. 

2. Nummer 2 

Durch die Enveiterung des § 5a Abs. 1 werden Anla- 
gen und Anlagenteile, die zur Erzeugung biologischer 
Kampfmittel besonders geeignet sind, in die Ausfuhr- 
genehmigungspflicht einbezogen. Die erfaßten Waren 
sind in dem neuen Abschnitt E in Teil 1 der Ausfuhrliste 
aufgeführt. Abschnitt E ist mit der 63. Verordnung zur 
Änderung der Ausfuhrliste vom 19. Juli 1989 (BAnz. 
Nr. 139a) In die Liste eingefügt worden. Die Erwei- 
terung der Genehmigungspflicht entspricht den 
Beschlüssen der Bundesregierung vom 15. Februar 
und 15. März 1989 zur Verstärkung der Kontrollen des 
Außenwirtschaftsverkehr im militärisch-strategischen 
Bereich. 


4. Nummer 4 Buchstabe a, Nummer 5 Buchstaben b 
und c, Nummer 7, 30 Buchstabe e und Nummer 33 
Buchstabe a 

Diese Vorschriften bezwecken, die Möglichkeit der 
Auswertung der Ausfuhrerklärung durch Ausfuhrüber- 
wachungsbehörden zu schaffen. 

Die Bundesregierung hat In ihrem Bericht an den 
Deutschen Bundestag über die mögliche Beteiligung 
deutscher Firmen an einer C-Waffenproduktion in 
Libyen (vgl. BT-Drucksache 11/3995 S. 24) die Not- 
wendigkeit hervorgehoben, die Informationsbasis der 
Überwachungs- und Ermittlungsbehörden zu verbes- 
sern, und zu diesem Zweck eine Auswertung der 
Ausfuhrerklärungen vorgesehen. 

Die bisherige Ausfuhrerklärung erfüllt zugleich die 
Pflicht zur Ausfuhranmeldung nach dem Außenhan- 
delsstatistikgesetz, und das Formular, auf dem sie 
abgegeben wird, wird von der entgegennehmenden 
Zolldienststelle dem Statistischen Bundesamt zugelei- 
tet. Aus Gründen des Statistikgeheimnisses, der 
rechtzeitigen Statistikerstellung und des Datenschut- 
zes ist weder eine Zuleitung von Einzeldaten durch 
das Statistische Bundesamt an die Überwachungsbe- 
hörden noch eine vorherige Speicherung der Daten 
aus der Ausfuhrerklärung durch die Zolldienststellen 
möglich. 

Ausfuhrerklärung und Ausfuhranmeldung sollen daher 
zukünftig zwei rechtlich voneinander unabhängige 
Papiere sein, wie dies schon im sog. Einheitspapier 
der EG vorgesehen ist (vgl. Verordnung [EWG] 
Nr. 679/85 des Rates vom 1 8. Februar 1 985 - ABI. EG 
Nr. L 79 S. 7). In der Praxis - das schreibt auch das 
EG-Recht zum Einheitspapier vor - werden Verbund- 
vordrucke mit Durchschreibemöglichkeit verwendet. 
Die Abgabe einer Ausfuhrerklärung oder eines Dop- 
pels davon bedeutet daher nicht mehr Schreibarbeit 
als bisher für die Teilnehmer am Ausfuhrgeschäft. Die 
Vermehrung der Formularstücke läßt sich wegen der 
erforderlichen Kontrollen einerseits und im Hinblick 
auf den Datenschutz andererseits nicht vermeiden. 

Für Ausführer, die nach § 15 Abs. 5 von der Abgabe 
einer Ausfuhrerklärung nach Anlage AI befreit sind, 
schreibt der neue § 15 Abs. 6 vor, welche Meldungen 
zum Zwecke der Ausfuhrüberwachung ersatzweise zu 
erstellen sind. Die Änderungen des § 18 Abs. 4 und 
des § 70 Abs. 4 Nr. 17 sind Folgeänderungen hierzu. 
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Der Vordruck Anlage AI wird von dem bisher zugrun- 
de gelegten Exemplar 2 („Exemplar für Statistik - 
Versendungs-ZAusfuhrland“) des EG-Einheitspapiers 
auf das Exemplar 1 („Exemplar für das Versendungs-/ 
Ausfuhrland“) umgestellt. In gleicher Weise wird bei 
den Vordrucken A3 und AErgBI. eine Umstellung 
vorgenommen. 

5. Nummer 4 Buchstabe b, Nummer 8 Buchstaben a 
und b, Nummer 13 Buchstabe a 

Die Überprüfung der Wertgrenzen für die vereinfachte 
Behandlung von Ausfuhrsendungen (§ 9 Abs. 3) 
sowie für die Befreiung von der Anmeldung und 
Genehmigungspflicht bei der Ausfuhr (§19 Abs. 1 
Nr. 1) und von der Rlicht zur Einfuhrkontrollmeldung 
bei der Einfuhr (§ 27a Abs. 2 Satz 1) rechtfertigt eine 
angemessene Erweiterung der Freigrenzen. Dadurch 
verringert sich die Zahl der Genehmigungen sowie der 
Meldungen mit der Folge erheblicher Verfahrenser- 
leichterungen. Damit einhergehende, nur minimale 
Informationsverluste der zuständigen Behörden wer- 
den durch beträchtliche Erleichterungen für Wirtschaft 
und Verwaltung ausgeglichen. 

6. Nummer 5 Buchstabe a 

In § 15 Abs. 5 Satz 4 wird dem seit 1. Januar 1988 
anwendbaren „gemeinsamen“ Versandverfahren 
Rechnung getragen, das mit den EFTA-Ländern ver- 
einbart ist. 

7. Nummer 6 

Nach § 17 Abs. 2 Satz 2 sind den Anträgen auf 
Genehmigung der Ausfuhr von Waren des Teils I 
Abschnitt A bis C der Ausfuhrliste Unterlagen beizufü- 
gen, die dem Nachweis des Endverbleibs der Waren 
dienen. Der neue Absatz 3 erstreckt die Regelung auf 
die Waren des Teils I Abschnitt D und E der Ausfuhr- 
liste, für die das gleiche kontroilpolitische Bedürfnis 
nach Sicherung des Endverbleibs besteht. Absatz 3 
ist dem Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 nachgebildet. Die 
Übernahme der Regelung der Nummern 1 und 2 des 
Absatzes 2 Satz 1 kam hier nicht in Betracht, da diese 
Regelung auf einer internationalen Vereinbarung 
(CCXJOM) beruht, die nicht die Waren der Abschnitte 
D und E der Ausfuhrliste umfaßt. 

Der neue Absatz 4 enthält den (auf die Waren der 
Abschnitte D und E der Ausfuhrliste erstreckten) Inhalt 
des bisherigen Absatzes 2 Satz 2. 

8. Nummer 8 Buchstabe c 

Die Neuformulierung des § 19 Abs. 1 Nr. 11 hat 
zugleich klarstellende und enweitemde Funktion. 
Indem gebietsansässige Luftfahrtunternehmen 
Gegenstände zur Ausbesserung ihrer eigenen Luft- 
fahrzeuge oder der von anderen Luftfahrtunterneh- 
men in anderen OECD-Staaten genehmigungsfrei 
ausführen dürfen, wird dem häufigsten Bedarf als 
auch dem Kontrolllnteresse bei ausfuhrgenehmi- 
gungspflichtigen Waren Rechnung getragen. Die 
Gewährung der Erleichterung auch für Luftfahrzeuge 
aus OECD-Staaten ist wegen der weitgehend angegli- 
chenen Kontrollpolitik dieser Staaten möglich. Durch 
die Einfügung des Wortes „sonst“ wird verdeutlicht. 


daß es sich bei der „Durchführung des Flugverkehrs“ 
nicht um Gegenstände zur Ausbesserung fremder 
Luftfahrzeuge handeln kann, sondern um Gegen- 
stände, die im allgemeinen im Bodenbetrieb benutzt 
werden, z. B. um Geräte zur Buchung und Abferti- 
gung, um Lade- und Kontrollgeräte. 

9. Nummer 8 Buchstabe d 

§ 19 Abs. 1 Nr. 18a berücksichtigt praktische Bedürf- 
nisse nach Verfahrenserleichterungen bei der Wieder- 
ausfuhr gebrauchter Waren, die zum Zwecke der War- 
tung oder Ausbesserung eingeführt worden sind. Bis- 
lang galten solche Verfahrenserleichterungen nur 
unter den engen Voraussetzungen des § 19 Abs. 1 
Nr. 41 Buchstabe a; insbesondere mußten die Waren 
unverändert in das Versendungsland wieder ausge- 
führt werden. Nach der neuen Regelung führen War- 
tungsarbeiten und funktionserhaltende Reparaturen 
an den Waren im Wirtschaftsgebiet nicht zum Aus- 
schluß von den Verfahrenserleichterungen. 

Die Regelung gilt auch für Embargowaren. Eine 
Beeinträchtigung sicherheitspolitischer Belange ist 
dadurch ausgeschlossen, daß sie sich auf die Fälle 
beschränkt, in denen im Wirtschaftsgebiet keine funk- 
tionsenweitemden oder funktionsändemden Instand- 
haltungsmaßnahmen vorgenommen und die Waren 
nur einen Wert von 20 000 DM oder weniger haben 
dürfen und sie nur in das Versendungsland wieder 
ausgeführt werden, das ein OECD-Mitgliedstaat ist 
und damit eine Ausfuhrkontrollpolitik hat, die der der 
Bundesrepublik Deutschland entspricht. 

Außerdem müssen Wartung und Ausbesserung von 
Embargowaren, mit Ausnahme von Jagd- und Sport- 
waffen, unter zollamtlicher Überwachung erfolgen. Die 
Ausnahme ist aus Gründen der Reparaturpraxis und 
wegen der relativ geringen embargopolitischen 
Bedeutung von Jagd- und Sportwaffen gerechtfertigt. 

10. Nummer 8 Buchstabe e, Nummer 16 Buchstabe b 

Die Aufnahme von Hausmüll in die Befreiungskata- 
loge für die Ausfuhr (§ 19) und die Einfuhr (§ 32) 
übernimmt eine Parallelregelung in der Siebenten 
Verordnung zur Änderung der Verordnung zur Durch- 
führung des Gesetzes über die Statistik des grenz- 
überschreitenden Warenverkehrs (BGBl. 1989 I 
S. 203). Danach wird Hausmüil bei der Ein- und Aus- 
fuhr von der Anmeldung zur Außenhandelsstatistik 
befreit. Es besteht ein praktisches Bedürfnis, dem Ein- 
und Ausführer von Hausmüll auch aus außenwirt- 
schaftsrechtlicher Sicht Verfahrenserleichterungen 
zukommen zu lassen. 

1 1 . Nummer 8 Buchstabe f 

In § 19 Abs. 1 Nr. 28 wird klargestellt, daß als interna- 
tionale Zollpassierscheinhefte nur die Carnets A.T.A. 
in Betracht kommen (vgl. auch Nr. 21 der Anlage zur 
AHStatDV). 

12. Nummer 8 Buchstabe g 

Die Neufassung des § 19 Abs. 1 Nr. 30 ergänzt den 
Kreis der Waren zur Verwendung bei der Ersten Hilfe 
in Katastrophenfällen um „Spenden in Notlagen“. 
Dadurch sollen auch Waren befreit werden, die der 
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Sekundärhilfe Im Anschluß an Katastrophenfälle bei 
gleichwohl noch bestehender Notlage dienen. Die 
Vorschrift findet in ihrer neuen Fassung zugleich 
Anwendung auf Spenden, die zugunsten von Einzel- 
personen erbracht werden. 

1 3. Nummer 8 Buchstabe h 

In § 19 Abs. 3 Satz 1, erster Halbsatz wird die bishe- 
rige Angabe „17 bis 20“ durch Einzelaufzähiung der 
Nummern 17 bis 20 ersetzt und nach der Angabe „§ 5 
Abs. 1“ die Angabe „und § 5a Abs. 1“ eingefügt. Die 
Einzelaufzähiung der Nummern ist erforderlich, weil 
sonst die in Absatz 1 neu eingefügte Nummer 18a 
vom Wortlaut des § 19 Abs. 3 Satz 1 mit erfaßt würde. 
Die Bezugnahme auf § 5a Abs. 1 dient dem Schutz 
der deutschen Embargopolitik: Die von § 5a Abs. 1 
erfaßten Waren (Waren, die zur Erzeugung chemi- 
scher und biologischer Kampfstoffe besonders geeig- 
net sind) sollen genehmigungsrechtlich nicht besser 
gestellt werden als die von § 5 Abs. 1 erfaßten 
(Rüstungsgüter, NukleanA^aren und sonstige Waren 
von strategischer Bedeutung). 

Mit dem neuen Satz 2 in § 19 Abs. 3 wird einem 
wirtschaftlichen Bedürfnis Rechnung getragen, 
Waren, die zur vorübergehenden Zollgutvenwendung 
in das Wirtschaftsgebiet verbracht worden sind, auch 
in ein anderes als das Versendungsland wieder aus- 
führen zu können, ohne ein unter Umständen aufwen- 
diges Genehmigungsverfahren durchlaufen zu müs- 
sen. Dies trifft vor allem auf Messe- und Ausstellungs- 
güter, Warenmuster und wissenschaftliche Geräte zu, 
die nach Vorführung oder Venwendung im Wirtschafts- 
gebiet auch in anderen Ländern vorgeführt oder ver- 
wendet werden sollen. Die Freistellung ist aus Grün- 
den der Sicherung der Embargopolitik auf den 
begrenzten Warenbereich der Verordnung (EWG) 
Nr. 3/84 des Rates bzw. des Zollübereinkommens 
über das Carnet A.T.A. für die vorübergehende Ein- 
fuhr von Waren vom 6. Dezember 1961 und auf die 
Wiederausfuhr in EG-Mitgliedstaaten beschränkt. Die 
Mitgliedstaaten verfolgen eine vergleichbare Kontroll- 
politlk, und ihre Zollbehörden arbeiten bei der Über- 
wachung der Zollgutverwendung eng zusammen. 

14. Nummern 9 und 19 

Die bislang in § 20c Abs. 1 Satz 1 und § 35b Abs. 1 
Satz 1 aufgeführte Warengruppe „Zubereitungen 
auf der Grundlage von Auszügen, Essenzen und Kon- 
zentraten aus Kaffee oder auf der Grundlage von 
Kaffee“ mit den Warennummem „2101 10 910 und 
2101 10 990“ wurde In Angleichung an die Verord- 
nungen (EWG) Nr. 2896/87 und Nr. 624/88 gestri- 
chen. 

15. Nummern 10 und 20 

Die §§ 20 d und 35 c werden an die Rechtslage ange- 
glichen die sich aus dem Internationalen Kakao-Über- 
einkommen von 1986 und dem danach ergangenen 
EG-Recht ergibt. 

16. Nummern 11 und 21 

In Übereinstimmung mit der Empfehlung der Kommis- 
sion vom 23. Dezember 1974 an die Regierungen der 


Mitgliedstaaten über den Warenverkehr mit Schrott 
und ähnlichen Erzeugnissen innerhalb der Gemein- 
schaft (ABI. EG Nr. L 38 S. 19) sowie mit Titel III der 
Verordnung (EWG) Nr. 1062/87 der Kommission vom 
27. März 1987 (ABI. EG Nr. L 107 S. 1) wird die 
Warenbenennung in § 20e Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und in 
§38 Abs. 3 Nr. 3 ergänzt und die dazugehörige 
Warennummer geändert. 

In § 38 Abs. 3 wird außerdem die Warennummer 
7404 00 900 entsprechend der Verordnung (EWG) 
Nr. 4249/88 des Rates vom 21. Dezember 1988 (ABI. 
EG Nr. L 323 S. 53) in 7404 00 990 geändert. 

17. Nummer 12 

Es besteht kein Bedürfnis mehr, NE-metallurglsche 
Erze von der freien Vereinbarkeit von Lieferfristen des 
§ 22 Abs. 3 auszunehmen. 

18. Nummer 13 Buchstabe b 

Nach der Zweckbestimmung der Einfuhrkontrollmel- 
dung besteht kein Grund, zwischen Saatgut und 
Pflanzgut zu unterscheiden. Das Pflanzgut wird des- 
halb In § 27a Abs. 2 Satz 2 zusätzlich zum Saatgut 
genannt. 


19. Nummer 13 Buchstabe c 

Der neue Satz 3 In § 27a Abs. 3 trägt datenschutz- 
rechtlichen Anliegen Rechnung. Danach darf eine 
Pflicht zur Angabe von Daten nur insoweit statuiert 
werden, als diese für die vom Gesetz gebilligten 
Zwecke benötigt werden. Die bei der Einfuhr von 
urhebervergütungspflichtigen Waren (Waren der 
Kapitel 85 und 90) mittels der Einfuhrkontrollmeldung 
erhobenen Daten in den Feldern 20, 25, 37, 44 und 46 
sind für Zwecke der Urhebervergütung nicht erforder- 
lich. 

20. Nummer 14 

Der bisher in § 29 Abs. 2 Satz 3 und 4 enthaltene 
Verweis auf die dem Internationalen Abkommen zur 
Vereinfachung der Zollförmlichkeiten vom 3. Novem- 
ber 1923 (RGBl. 1925 II S. 672) angehörenden Staa- 
ten hat sich in der Praxis als hinderlich en/viesen. Das 
Abkommen wird auch von einem variierenden Kreis 
von Staaten angewendet, die ihm nicht beigetreten 
sind. Die Entbindung von der Prüfungspflicht, ob 
Ursprungs- und Versendungsland dem Abkommen 
angehören, bedeutet daher eine erhebliche Verfah- 
renserleichterung für die Praxis. Eine Beeinträchti- 
gung des Kontrollzwecks ist nicht zu befürchten. 

21. Nummern 15 und 30 Buchstabe c 

Im Interesse einer möglichst lückenlosen Verbleibs- 
kontrolle von Embargowaren sind die in § 29 b Abs. 3 
vorgeschriebenen Pflichten des Inhabers einer Inter- 
nationalen Einfuhrbescheinigung (lEB) en^^eitert wor- 
den. Betroffen sind die Fälle, in denen der Inhaber der 
lEB die Einfuhrabsicht aufgibt. 

Bereits nach dem bisherigen § 29 b Abs. 3 Satz 2 war 
er in diesem Falle gehalten, die Bescheinigung dem 
Bundesamt für Wirtschaft zurückzugeben. Die Neu- 
fassung der Vorschrift verpflichtet ihn darüber hinaus, 
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die Aufgabe der Einfuhrabsicht dem Bundesamt 
unverzüglich anzuzeigen und ihm über den Verbleib 
der lEB Mitteilung zu machen, wenn er sie nicht mehr 
zurückgeben kann, weil er sie z. B. schon seinem 
ausländischen Lieferanten übersandt hat. 

Der neue Satz 3 in § 29b Abs. 3 erlaubt das Verbrin- 
gen der Ware, für die eine lEB ausgestellt worden ist, 
in ein anderes als das in der Bescheinigung angege- 
benes Land erst, nachdem das Bundesamt eine neue 
lEB ausgestellt hat, in der das andere Land genannt 
ist. Auf diese Weise soll vermieden werden, daß die 
ausländische Exportgenehmigungsbehörde, für die 
die lEB bestimmt ist, über den wirklichen Verbleib der 
Ware getäuscht wird. Denn das Bundesamt kann, 
bevor es eine neue lEB ausstellt, die ausländische 
Behörde über die Änderung des Warenverbleibs 
unterrichten und ihr damit Gelegenheit geben, von 
einer Exportgenehmigung unter diesen Umständen 
abzusehen oder schon erteilte Genehmigungen zu 
widerrufen. 

Die Verletzung der aus § 29 c Abs. 3 Satz 2 und 3 
folgenden Rlichten ist durch Erweiterung des § 70 
Abs. 4 Nr. 15 Buchstabe b als Ordnungswidrigkeit 
eingestuft worden. 

22. Nummer 16 Buchstabe a 

Die Änderung berücksichtigt die durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 2458/87 der Kommission vom 31. Juni 
1987 (ABI. EG Nr. L 230 S. 1) geschaffene Rechts- 
lage. 

Nach Artikel 23 Abs. 1 dieser Verordnung sind auf 
Veredelungserzeugnisse besondere handelspoliti- 
sche Maßnahmen nur anzuwenden, wenn die Erzeug- 
nisse keinen EG-Ursprung haben. Demzufolge sind 
entsprechende Waren mit Ursprung in der Gemein- 
schaft von der Genehmigungspflicht befreit. 

Unabhängig vom Ursprung der Waren stellt Artikel 23 
Abs. 2 der Verordnung die Wiedereinfuhr von Waren 
nach Ausbesserung, im Verfahren des Standardaus- 
tauschs oder nach Durchführung bestimmter ergän- 
zender Veredelungsvorgänge (passive Veredelung itn 
Rahmen des aktiven Veredelungsverkehrs) von 
besonderen handelspolitischen Maßnahmen frei. Dem 
entspricht der neue zweite Halbsatz des § 32 Abs. 1 
Nr. 22 a. 

23. Nummer 16 Buchstabe c 

§ 32 Abs. 1 Nr. 33 Buchstabe b ist redaktionell an die 
Bezeichnung der dort genannten EWG- Verordnung 
angepaßt worden. Zugleich soll durch den Hinweis auf 
die jeweils geltende Fassung den fortlaufenden Ände- 
rungen dieser Regelung Rechnung getragen werden. 

24. Nummer 17 

Die Sonderregelung des § 33 Abs. 3 im Einfuhran- 
tragsverfahren für bestimmte Textilerzeugnisse 
erscheint nicht weiter geboten und wird vom EG- 
Recht nicht gefordert. 

25. Nummern 18 und 35 Buchstabe b 

Zur weiteren Förderung der Übersichtlichkeit gesetz- 
licher Vorschriften trägt die Streichung der §§ 33 a und 


33 b bei. § 33 b Satz 1 enthielt nur Regelungen über 
die Vorlage einer Einfuhrerklärung, Einfuhrgenehmi- 
gung oder Einfuhrlizenz, deren Anwendbarkeit sich 
bereits aufgrund der §§ 30, 31 i.V.m. 27ff. ergibt. Den 
§§ 33 a und 33 b Satz 2 kommt keine eigenständige 
materielle Bedeutung zu. Auf die in dieser Regelung 
lediglich enthaltene Verfahrensvorschrift kann im Hin- 
blick auf den Vordruck „Antrag auf Einfuhrgenehmi- 
gung - EDV“ (Anlage E 3a zur AWV) verzichtet wer- 
den. Auf diesem Vordruck hat der Einführer ohnehin 
anzugeben, ob die Einfuhr nach passiver Lohnverede- 
lung oder zur aktiven Lohnveredlung erfolgt. 

Nach Streichung der §§ 33 a und 33 b sind auch im 
Vordruck E 3a die Hinweise auf diese Vorschriften zu 
streichen. 

26. Nummer 22 

Das Erfordernis, daß die Abschriften der Ausfuhr- 
genehmigung, die im Rahmen der internationalen 
Zusammenarbeit zur Durchführung einer Gemeinsa- 
men Ausfuhrkontrolle eine Rolle spielen (vgl. § 38 
Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b), beglaubigt sein müssen, ist 
entfallen. § 39 Abs. 2 und 3 ist entsprechend geändert 
worden. 


27. Nummern 23 und 30 Buchstabe a 

Die Streichung des Absatzes 2 in § 40 ist im Hinblick 
auf die mit der Zweiten Verordnung zur Änderung der 
Außenwirtschaftsverordnung vom 27. Februar 1989 
(BGBl. I S. 341) vorgenommene Erweiterung des 
Absatzes 1 angezeigt, da der Regelungsinhalt des 
Absatzes 2 im wesentlichen von dem neuen Absatz 1 
übernommen worden ist. Als Folgeänderung wurde 
§ 70 Abs. 1 Nr. 2 entsprechend berichtigt. 

28. Nummer 24 

Die Änderung des § 45 Abs. 2 dient der Verstärkung 
der Kontrolle des Außenwirtschaftsverkehrs im militä- 
risch-strategischen Bereich. 

In Satz 1 wird die von § 5 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung 
mit Teil I der Ausfuhrliste erfaßte Software einbezo- 
gen. Dies erscheint bei der zunehmenden Bedeutung 
der Software für technische Prozesse aller Art und der 
Möglichkeit Ihrer unkörperlichen Übermittlung (Über- 
spielung auf elektronischem Weg) geboten. Bisher 
unterlag die Weitergabe der von der Ausfuhrliste 
erfaßten Software an Gebietsfremde im wesentlichen 
nur dann der Genehmigung, wenn sie als Ware, z. B. 
als Diskette, ausgeführt wurde (§ 5 Abs. 1 Satz 1). Bei 
unkörperlicher Weitergabe griff § 45 Abs. 2 alter Fas- 
sung in der Regel nicht ein, da die Software zumeist 
keine Kenntnisse über die „Fertigung“ von Waren 
enthält, sondern Instruktionen für die Funktionsweise 
von Geräten der Informationstechnologle. Mit der 
Neufassung des § 45 Abs. 2 Satz 1 wird die Weiter- 
gabe nicht allgemein zugänglicher Software ganz all- 
gemein dem Genehmigungserfordernis unterworfen. 

Der neue Satz 2 in § 45 Abs. 2 soll verhindern, daß die 
Beschränkung der Weitergabe von Kenntnissen 
dadurch umgangen wird, daß Gebietsfremde verhält- 
nismäßig rasch durch Wohnsitzerwerb oder Aufenthalt 
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im Wirtschaftsgebiet den Status eines Gebietsansäs- 
sigen erwerben können, auch wenn ihr Aufenthalt im 
Wirtschaftsgebiet von vornherein befristet ist und 
damit die Gefahr besteht, daß sie die hier erworbenen 
Kenntnisse mit in ihre Heimatländer nehmen. 


29. Nummern 25, 27 und 33 Buchstabe c 

Die Neufassung der §§ 55, 56, 57 und 58 sowie der 
darin vorgesehenen Meldungen gemäß Anlagen Kl 
und K2 über die Vermögensanlagen Gebietsansässi- 
ger in fremden Wirtschaftsgebieten bzw. Gebietsfrem- 
der im Wirtschaftsgebiet hat die Verringerung und 
Erleichterung der Meldungen zum Ziel. Dem dienen 
folgende einzelne Maßnahmen: 

a) Beschränkung der Meldepflicht auf Einzeltrans- 
aktionen (und nicht wie bisher Gesamttransaktio- 
nen pro Kalenderjahr) über 50 000 DM, 

b) Beschränkung der Meldepflicht für Beteiligungen 
auf direkte Beteiligungen, die 20% des Nennkapi- 
tals eines Unternehmens überschreiten, 

c) Beschränkung der Meldepflicht für Kredite auf 
langfristige Kredite, bei denen beide Beteiligte 
Nichtbanken sind, 

d) Verzicht auf Meldungen über Transaktionen zwi- 
schen Gebietsansässigen für eigene Rechnung 
und Transaktionen, die keinerlei Leistungen aus- 
lösen, 

e) Verzicht auf die Meldung von Zuschüssen, 

f) Verzicht auf die Angaben zur Art der Leistung und 

g) Verzicht auf die Angabe der ursprünglich gemelde- 
ten Beträge für Neuanlagen im, Falle von Liquida- 
tionen. 

30. Nummern 26, 28 und 33 Buchstabe b 

Die vor anderthalb Jahrzehnten eingeführten Melde- 
schemata der Vordrucke Anlage K3 und K4 sind 
namentlich infolge des inzwischen in Kraft getretenen 
Bilanzrichtliniengesetzes überholt. Sie werden an die 
heute gebräuchlichen Begriffe und Bezeichnungen für 
Bilanzpositionen angepaßt, um das Ausfüllen der Mel- 
devordrucke anhand vorliegender Bilanzen zu erleich- 
tern. Demgemäß sind Verlust und Verlustvorträge 
nunmehr auf der Passivseite der Bilanz gegenüber 
früher auf der Aktivseite einzusetzen. Es entfallen 
mehrere Meldepositionen, darunter die Bilanzpositio- 
nen Vorräte, Wertberichtigungen und Rückstellungen 
sowie die Angabe von Garantien und Bürgschaften. 
Die detailliertere Darstellung des Untemehmenskapi- 
tals einschließlich des Ausweises von Forderungen 
und Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unter- 
nehmen wird aus den neuen Bilanzformblättern über- 
nommen, weil dadurch die Statistik über den Stand 
der Direktinvestitionen verbessert und vervollständigt 
werden kann. 

Dem neuen § 271 HGB folgend wird die Untergrenze 
für eine Meldung bei einer Beteiligung angesetzt, die 
20% des Nennkapitals übersteigt (gegenüber bisher 
mindestens 25%). Dies ist auch in zahlreichen ande- 


ren Ländern die Schwelle für die statistische Erfas- 
sung von Direktinvestitionen. 

31 . Nummer 29 

Die In § 67 Satz 2 ausgesprochene Befugnis der 
Behörden, durch einfache Willenskundgebung eine 
weitere Melde-Empfangsstelle zu benennen, wurde 
aus Gründen gestiegener datenschutzrechtlicher 
Anforderungen aufgehoben. 


32. Nummer 30 Buchstaben b und c 

Zur Vervollständigung des Bußgeldkatalogs des § 70 
Ist die nicht ordnungsgemäße Abgabe der Ausfuhr- 
erklärung beim Versand durch die Post in § 70 Abs. 4 
Nr. 3 Buchstabe a aufgenommen worden. 

§ 70 Abs. 4 Nr. 4 ist zum Zwecke der genaueren 
Bezeichnung der Verpflichtungsadressaten redaktio- 
nell überarbeitet worden. In Übereinstimmung mit den 
Verfahrensvorschriften der §§ 11 und 13 stellt die 
Neufassung klar, daß das unberechtigte Entfernen 
einer Ausfuhrsendung vom angegebenen Ort sowohl 
für den Ausführer wie für den Versender oder den 
Dritten im Sinne des § 13 Abs. 3 eine Ordnungswidrig- 
keit bedeuten kann. 

33. Nummern 31 und 32 

Die Länderlisten D, Gl und G2 sind aktualisiert wor- 
den. 

34. Nummer 33 Buchstabe c 

Im Vordruck Z1 1 wird die Länderaufgliederung verein- 
facht und aktualisiert. Hierdurch soll sowohl die 
Abgabe der Meldungen für die Meldepflichtigen als 
auch die Aufbewahrung bei der Bundesbank erleich- 
tert werden. 

Im Leistungsverzeichnis werden gesonderte Kenn- 
zahlen für Direktinvestitionen eingeführt. Hierdurch 
soll die Ermittlung zuverlässigerer Ergebnisse über 
Direktinvestitionen in der Zahlungsbilanz, insbeson- 
dere im Bereich der Direktinvestitionskredite, erzielt 
werden. 

35. Nummern 34 und 35 Buchstabe a 

Dieser Zusatz dient der unter datenschutzrechtlichen 
Gesichtspunkten wünschenswerten Klarheit. 


Artikel 2 

Dieser Artikel gewährt eine Aufbrauchfrist für die bereits 
gedruckten Formulare nach Anlage AI, A3 und AErgBI. 
Für die Formulare nach Anlagen Kl bis K4 und Z11 
bedarf es keiner Aufbrauchfrist, da diese Vordrucke von 
der Deutschen Bundesbank zugeschickt werden. 


Artikel 3 

Die umfangreichen Änderungen durch diese Verordnung 
und die vorangegangenen Änderungsverordnungen las- 
sen es im Interesse der Übersichtlichkeit geboten erschei- 
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nen, die geltende Fassung der Außenwirtschaftsverord- 
nung von Amts wegen bekanntzumachen. 

Artikel 4 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel 5 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Verordnung. 
Die meisten Vorschriften treten am 30. September 1989 in 
Kraft. 

Dieses Datum wurde gewählt, um den Unternehmen, die 
zum 30. September eines Jahres bilanzieren, die Abgabe 


der Vermögensbestandsmeldungen nach den Anlagen K3 
und K4 anhand dieser Bilanz zu ermöglichen. 

Die Vermögensanlagemeldungen (Transfermeldungen) 
gemäß den Anlagen Kl und K2 sowie die Meldung über 
Wertpapiererträge gemäß Anlage Z11 sind dagegen auf 
das Kalenderjahr zugeschnitten, so daß als Datum des 
Inkrafttretens der 1. Januar 1990 vorzusehen war. 

Die restlichen Vorschriften (Absatz 3) betreffen die vorge- 
sehene Auswertung der Ausfuhrerklärungen durch Aus- 
fuhrüberwachungsbehörden. Da das Auswertungsverfah- 
ren aus organisatorischen Gründen erst am 1 . April 1 990 
beginnen kann, ist dieses Datum für das Inkrafttreten 
gewählt worden. 
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